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50. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 20. September 2006

Beginn: 9.00 Uhr

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die
Sitzung ist eröffnet.

Interfraktionell ist vereinbart worden, die heutige
Tagesordnung um die Beratung der Beschlussempfeh-
lungen des Auswärtigen Ausschusses auf den Druck-
sachen 16/2616, 16/2617, 16/2618 und 16/2619 zu den
gestern überwiesenen Entschließungsanträgen zum Li-
banoneinsatz zu erweitern. Von der Frist für den Beginn
der Beratung soll abgewichen werden. Sind Sie damit
einverstanden? – Das ist der Fall. Dann ist so beschlos-
sen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 sowie die Zusatz-
punkte 1 bis 4 auf: 

2 a) Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Bundesregierung

Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte
an der United Nations Interim Force in Leba-
non (UNIFIL) auf Grundlage der Resolution
1701 (2006) des Sicherheitsrates der Vereinten
Nationen vom 11. August 2006

– Drucksachen 16/2572, 16/2614 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Eckart von Klaeden 
Gert Weisskirchen (Wiesloch)
Dr. Werner Hoyer 
Wolfgang Gehrcke 
Kerstin Müller (Köln)

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss)
gemäß § 96 der Geschäftsordnung

– Drucksache 16/2615 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Herbert Frankenhauser 
Lothar Mark 
Jürgen Koppelin 
Michael Leutert 
Alexander Bonde 

ZP 1 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Entschließungsantrag der Fraktio-
nen der CDU/CSU und der SPD zu der ersten
Beratung des Antrags der Bundesregierung

Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte
an der United Nations Interim Force in Leba-
non (UNIFIL) auf Grundlage der Resolution
1701 (2006) des Sicherheitsrates der Vereinten
Nationen vom 11. August 2006

– Drucksachen 16/2572, 16/2611, 16/2616 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Eckart von Klaeden 
Gert Weisskirchen (Wiesloch)
Dr. Werner Hoyer 
Wolfgang Gehrcke 
Kerstin Müller (Köln)

ZP 2 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Entschließungsantrag der Abge-
ordneten Dr. Werner Hoyer, Dr. Wolfgang
Gerhardt, Birgit Homburger, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion der FDP zu der ersten Be-
ratung des Antrags der Bundesregierung

Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte
an der United Nations Interim Force in Leba-
non (UNIFIL) auf Grundlage der Resolution
1701 (2006) des Sicherheitsrates der Vereinten
Nationen vom 11. August 2006

– Drucksachen 16/2572, 16/2609, 16/2617 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Eckart von Klaeden 
Gert Weisskirchen (Wiesloch)
Dr. Werner Hoyer 
Wolfgang Gehrcke 
Kerstin Müller (Köln)

ZP 3 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Entschließungsantrag der Abge-
ordneten Wolfgang Gehrcke, Monika Knoche,
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Hüseyin-Kenan Aydin und der Fraktion der LIN-
KEN zu der ersten Beratung des Antrags der
Bundesregierung

Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte
an der United Nations Interim Force in Leba-
non (UNIFIL) auf Grundlage der Resolution
1701 (2006) des Sicherheitsrates der Vereinten
Nationen vom 11. August 2006

– Drucksachen 16/2572, 16/2605, 16/2618 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Eckart von Klaeden 
Gert Weisskirchen (Wiesloch)
Dr. Werner Hoyer 
Wolfgang Gehrcke 
Kerstin Müller (Köln)

ZP 4 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Entschließungsantrag der Abge-
ordneten Jürgen Trittin, Winfried Nachtwei,
Kerstin Müller (Köln), weiterer Abgeordneter
und der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN zu der ersten Beratung des Antrags der
Bundesregierung

Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte
an der United Nations Interim Force in Leba-
non (UNIFIL) auf Grundlage der Resolution
1701 (2006) des Sicherheitsrates der Vereinten
Nationen vom 11. August 2006

– Drucksachen 16/2572, 16/2610, 16/2619 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Eckart von Klaeden 
Gert Weisskirchen (Wiesloch)
Dr. Werner Hoyer 
Wolfgang Gehrcke 
Kerstin Müller (Köln)

Über die Beschlussempfehlung zum Antrag der Bun-
desregierung werden wir später namentlich abstimmen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für
die Aussprache zwei Stunden vorgesehen. Gibt es Wi-
derspruch dagegen? – Das ist nicht der Fall. Dann ist so
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner dem Kollegen Dr. Rolf Mützenich von der SPD-
Fraktion das Wort. 

(Beifall bei der SPD)

Dr. Rolf Mützenich (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Unsere Fraktion wird heute über den Einsatz
der Bundeswehr vor der libanesischen Küste nicht
einheitlich abstimmen. Wie sollte das in dieser Frage
auch möglich sein? Der Libanoneinsatz ist nicht nur ein
schweres, er ist auch ein außergewöhnliches Mandat. Er
ist ein Mandat, das die Gefühle und das Gewissen auf-
wühlt. Unabhängig, wie einzelne Kolleginnen und Kol-

legen gleich abstimmen werden: Einige werden auch
dann noch letzte Zweifel nicht bestreiten wollen. 

Die Motive derjenigen, die mit Nein stimmen werden,
sind vielfältig. Manche führen grundsätzliche Bedenken
gegen einen militärischen Einsatz an; für manche kommt
dagegen die ganze Anfrage zu früh; wieder andere be-
fürchten die Einbeziehung in Kämpfe. Einzelnen Abge-
ordneten sind die Einsatzregeln und das Mandat zu un-
genau und damit nicht ausreichend. Dennoch fragen
diese Kolleginnen und Kollegen, ob ihr Nein nicht fehl-
gedeutet oder gar missbraucht werden könnte; denn es
liegt auf der Hand: Wenn Israel eine deutsche Beteili-
gung wünscht, dann kann man doch schlecht argumen-
tieren, dies widerspreche dem israelischen Sicherheitsin-
teresse.

(Beifall bei der SPD)

Andere fragen, ob ein Nein eine wenn auch noch so ge-
ringe Hoffnung, aus der Gewaltspirale auszubrechen, be-
hindern könnte, und vor allem: Könnte ein Nein eine
dumpfe Minderheit in unserem Land dazu verleiten, die-
ses Nein als gegen Israel gerichtet zu sehen? 

Aber auch einige derjenigen, die mit Ja stimmen wer-
den, werden letzte Zweifel behalten. Manche werden mit
Rücksicht auf Israel Ja sagen, andere werden Ja sagen,
weil sie die Souveränität und die Autorität des Libanon
stärken wollen, andere werden aus Respekt gegenüber
den Vereinten Nationen zustimmen. Wieder andere wol-
len vor allem einen brüchigen Waffenstillstand sichern
helfen. Die Zweifel werden dort bestehen, wo viele nicht
ausschließen können, dass dies der Beginn eines langen
militärischen Engagements sein könnte. Andere wissen
um die Gefahr militärischer Auseinandersetzung oder
befürchten Anschläge gegen die Marineverbände. Diese
von vielen gehegten letzten inneren Unsicherheiten sind
meines Erachtens nicht Ausdruck von Unvermögen;
vielmehr bildet diese Zerrissenheit die Komplexität und
die Einmaligkeit der Entscheidung ab. Sie ist mithin an-
gemessen.

Ich hätte mir gewünscht, dass auch die Spitzenvertre-
ter anderer Fraktionen, vor allem jene, die in den vergan-
genen Tagen und Wochen mit apodiktischer Bestimmt-
heit Nein gesagt haben oder im Nachhinein alles besser
gewusst haben, ein wenig Selbstzweifel gehabt hätten;
das hätte der Debatte gut getan. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Noch vor wenigen Monaten hätte ich mir nicht vor-
stellen können, dass Israel der Stationierung deutscher
Truppen in seiner unmittelbaren Nachbarschaft zustim-
men würde. Mehr noch ist eingetreten: Israel hat aus-
drücklich um die Beteiligung der Bundeswehr gebeten.
Darüber hinaus ist das Land bereit, seine Sicherheit im
Norden einer durch die UN mandatierten und geführten
Truppe zu überantworten. Beide Vorgänge sind beein-
druckend und einmalig.

Deshalb geht es beim UNIFIL-Mandat auch um die
Sicherheit Israels. Die Truppe handelt aber nicht an-
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stelle Israels. Die Bundeswehr ist Teil einer UN-Frie-
denstruppe. Sie ist weder Partei noch Schiedsrichter. 

UNIFIL handelt im Auftrag der internationalen Ge-
meinschaft, im Sinne der Sicherheitsratsresolution 1701
und der Einsatzregeln. Die neue UNIFIL kann keinen
Frieden erzwingen. Äußerungen dazu während des Be-
suchs der israelischen Außenministerin waren missver-
ständlich. Die Truppe kann den Waffenstillstand flankie-
ren und den Waffennachschub an die Hisbollah
behindern. Wenn sie sogar noch den Rahmen für Gesprä-
che zwischen den Konfliktparteien erleichtern könnte,
wäre dies ein gewaltiger Beitrag.

Nur die Konfliktparteien selbst können Frieden
schließen. Wir dagegen können Brücken bauen; wir kön-
nen zuhören, wir können Botschaften transportieren, wir
können Ideen befördern. Das ist die Aufgabe der Diplo-
matie und diese hat die Bundesregierung, vor allem der
deutsche Außenminister, in den vergangenen Wochen
wahrgenommen. Der deutsche Außenminister war zur
richtigen Zeit an den richtigen Orten. Wir unterstützen
dies und ermuntern ihn, auf diesem Weg weiterzugehen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Guido Westerwelle behauptete in diesem Zusammen-
hang, dass – Zitat – in der deutschen Außenpolitik das
Militärische eine der ersten Antworten ist, nicht die
letzte. Das ist nicht nur Unfug; das ist Demagogie. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN))

Der Außenminister war während des Krieges in Bei-
rut, in Jerusalem, in Ramallah, in Amman, in Kairo und
in Riad. Er hat sich für eine Feuerpause stark gemacht
und versucht, Denkblockaden aufzubrechen. Dies ist
eine zivile Konfliktbearbeitung im freiheitlichen und
demokratischen Sinne. Das hätten Sie unterstützen sol-
len.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Dabei will ich Ihnen gar nicht vorhalten, dass Sie die
liberalen Traditionen in der Außenpolitik verlassen ha-
ben; denn in der Rückschau hat eine liberale Außenpoli-
tik sowohl Licht- als auch Schattenseiten. Vielmehr
möchte ich Ihnen sagen: In den vergangenen Monaten
haben in erster Linie Sie nochmals unterstrichen, dass
Sie derzeit nicht in der Lage sind, eine kluge deutsche
Außenpolitik zu formulieren, weil Sie in einem innenpo-
litischen Tunnelblick gefangen sind. Das macht Sie an
dieser Stelle so unglaubwürdig. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Dass weder der Vorsitzende der FDP noch die Links-
partei Zweifel haben, mussten wir in den vergangenen
Tagen hinnehmen. Ein wohl begründetes, abgewogenes
Nein kann niemand kritisieren. Was ich aber kritisiere,
sind die Selbstgefälligkeit und die Maßlosigkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Maßlos, liebe Kolleginnen und Kollegen, war der Vor-
wurf von Oskar Lafontaine, dass diejenigen, die eine mi-
litärische Flankierung des Waffenstillstands befürwor-
ten, Deutschland für terroristische Anschläge anfälliger
machen. Selbstgefällig sind diejenigen, die ein Nein als
das allein richtige Verhalten beschreiben.

(Zuruf von der LINKEN: Sagen Sie mal, was 
Beckstein dazu sagt!)

– Sie dürfen sich nicht mit Beckstein vergleichen. Er ist
nicht im Bundestag; Oskar Lafontaine ist hier im Bun-
destag und auf ihn antworte ich. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Ich glaube aber nicht, dass die Linkspartei den
Wunsch der Vereinten Nationen nach Friedenstruppen
für immer ablehnen kann. Schauen Sie nach Italien: Die
italienischen Kommunisten – beide Parteien – haben
einen langen, zum Teil schwierigen Lernprozess durch-
gemacht. Schauen Sie nach Spanien, wo sich bei der Ab-
stimmung über die Beteiligung an UNIFIL lediglich
zwei Parlamentarier der Stimme enthalten haben. In Sa-
chen Friedenstruppen sind Sie innerhalb der europäi-
schen Linken weitgehend isoliert. Das sollte Ihnen zu
denken geben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

UN-Friedenstruppen können dann sinnvoll sein, wenn
sie das Töten stoppen, wenn sie den Rahmen für Stabili-
tät bilden und damit den Dialog zwischen den Konflikt-
parteien erleichtern. Auch die Linkspartei wird sich die-
ser grundsätzlichen Frage in Zukunft stellen müssen.
Konstruktiver Pazifismus erschöpft sich nicht in Antimi-
litarismus. Es kann durchaus sein, dass militärische Bei-
träge in begrenztem Umfang den Aufbau dauerhafter,
friedensfördernder Strukturen und Mentalitäten erleich-
tern können. Um derartige Strukturen wird es in den
kommenden Monaten gehen. 

Deutsche Außenpolitik und somit europäische Au-
ßenpolitik muss einen politischen Prozess im Nahen Os-
ten initiieren. Natürlich sind wir allein dazu nicht in der
Lage; aber europäische Staaten sind derzeit die vorrangi-
gen Partner für die Region – ob uns dies passt oder nicht.
Wir werden akzeptiert und gebraucht, und – nicht zu ver-
gessen – wir sind die unmittelbaren Nachbarn. Dabei
geht es um Sofortmaßnahmen sowie um mittel- und
längerfristige Schritte. Wie wir diesen Weg nennen, ist
unerheblich. Es liegen genügend Vorschläge auf dem
Tisch. 

Es geht um die Beachtung der legitimen Interessen
der Konfliktparteien, um die Förderung von Kompro-
missen und um die Bildung von Anreizen. Es geht um
Entspannung in einem Zeitalter neuer Spannungen. Ne-
ben dem israelisch-palästinensischen Kernkonflikt
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müssen die Beziehungen zwischen Syrien und Libanon
auf der einen Seite und die notwendigen Gespräche die-
ser Staaten mit Israel unterstützt und begleitet werden.
Es geht auch um den innerlibanesischen und um den in-
nerpalästinensischen Dialog. Gleichzeitig müssen wir
die USA überzeugen, endlich wieder Schritte zu einer
Konfliktregelung mitzugehen und Blockaden zu been-
den.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU)

Vor allem aber geht es um die Erkenntnis, dass die Kon-
flikte im Nahen Osten kein Nullsummenspiel sind. Am
Ende können alle nur gewinnen.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Als nächstem Redner erteile ich das Wort dem Kolle-
gen Dr. Wolfgang Gerhardt von der FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Wolfgang Gerhardt (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Be-

schäftigung mit der Vorlage der Bundesregierung zur
Entsendung deutscher Soldaten, in diesem Fall der Ma-
rine, lenkt unseren Blick zum wiederholten Male auf
eine Region, die es mit so vielen Katastrophen und Un-
verträglichkeiten zu tun hatte: mit autoritären Regimen,
mit schwachen Institutionen, mit Trümmern eigener Po-
litik, aber auch mit Trümmern der Politik anderer
Mächte, die sich dort Verbündete suchten oder sich ein-
zumischen versuchten. 

Trotz gemeinsamer arabischer Kultur in der gesamten
Region ist die Fähigkeit zur Zusammenarbeit unterent-
wickelt. Das spüren wir im Barcelonaprozess, den wir
ja den Ländern des mediterranen Raums bis in den Na-
hen Osten anbieten. Das hat auch der Vater des jetzigen
Präsidenten Bush gespürt, der nach dem ersten Golfkrieg
mit der Madrider Konferenz den aus meiner Sicht über-
zeugenden Versuch gemacht hat, ein Stück KSZNO zur
Kontrolle von militärischen Kapazitäten, zu Menschen-
rechten, zu Fragen der Wasserrechte in diese Region zu
bringen. Die Modernisierungsfähigkeit vieler Eliten und
Gesellschaften ist dort recht dürftig. Manche kulturelle
Authentizität wird von der dortigen Region behauptet,
um nicht über Menschenrechte in den eigenen Gesell-
schaften ernsthaft reden zu müssen. 

Wir reden hier über mehr – deshalb möchte ich jede
Überhöhung vermeiden, möchte sie aber auch nicht ge-
gen meine Argumentation gerichtet sehen – als über den
schmalen Beitrag der Entsendung von Marinesoldaten.

(Beifall bei der FDP)

Zum wiederholten Mal beschäftigen wir uns auch mit
Israel, einem Land, für das wir zu Recht besondere Ge-
fühle hegen. 

(Gert Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Mehr, 
nicht nur Gefühle!)

Wir wollen, dass seine Bürgerinnen und Bürger in Frie-
den leben können und ihre Zukunft nicht mehr durch
Anschläge beeinträchtigt wird. Es ist im Übrigen aber
auch unsere Überzeugung, dass das der überwiegende
Wille der Mehrheit des palästinensischen Volkes ist. 

Wenn man genau hinhört, kann man feststellen, dass
auch dort der Wunsch nach einer Zweistaatenlösung
und die Bereitschaft zur Akzeptanz einer solchen, die es
ermöglicht, in Frieden nebeneinander leben zu können,
überwiegen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Dazu gab es im Übrigen viele Chancen.

In entscheidenden Punkten ist aber immer wieder
nicht genügend Kraft aufgebracht worden, die Chancen
zu ergreifen. Es gab einen sehr mutigen Schritt von
Sadat. Er hat mit seinem Leben dafür bezahlt. Es gab
eine mutige Politik von Yitzhak Rabin. Er hat mit sei-
nem Leben dafür bezahlt. Auch die Chance beim Ange-
bot von Ehud Barak an Jassir Arafat wurde nicht ge-
nutzt. Das war aus meiner Sicht ein großer Fehler des
damaligen palästinensischen Führers. Immer wieder ha-
ben die Extremen auf beiden Seiten die Mehrheit daran
gehindert, zu einer vernünftigen Lösung zu kommen.
Meine Bewertung ist also, dass die Mehrheit zum Frie-
den schon willens ist.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der LINKEN – Gert Weisskirchen [Wiesloch]
[SPD]: Herr Gerhardt, das wird doch jetzt
durchbrochen!)

– Lassen Sie mich doch in Ruhe argumentieren. Ich habe
es vorhin schon einmal gesagt: Ich bin gegen jede Über-
höhung dieser Diskussion. Da es in Ihren Reihen viel-
leicht Kolleginnen und Kollegen gibt, die genauso den-
ken wie ich, sollten wir uns das auch ersparen. Es ist
doch niemand im Besitz der ganzen Wahrheit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

„Zum Frieden oft nicht in der Lage“, so würde eine
Bilanz lauten können. Wir können uns mit dieser Verstri-
ckung von Gewalt und Gegengewalt – in diesem Sinne
bin ich mit dem Zwischenruf einverstanden – nicht mehr
abfinden;

(Gert Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Rich-
tig!)

wir wollen es auch nicht. Deshalb streiten wir hier auch
nicht über das Ob eines Beitrags, sondern über das Wie
eines Beitrags. Darauf möchte ich hinweisen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Das Potenzial zur militärischen Konfliktlösung ist
an seinem Ende angekommen. Es war auch nie ein wirk-
sames Instrument; jetzt ist es für jeden offenkundig. Das
Selbstverteidigungsrecht Israels gegen terroristische An-
schläge steht außer Frage. Aber in dieser asymmetri-
schen Auseinandersetzung nutzt militärische Überlegen-
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heit erkennbar wenig. Diese Erkenntnis setzt sich jetzt in
Israel durch. Das Selbstbestimmungsrecht der Palästi-
nenser kann nicht mit Anschlägen, die unschuldigen Zi-
vilisten in Israel unendliches Leid zufügen, in irgendei-
ner Weise wahrgenommen oder verbessert werden. Auch
das muss gesagt werden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Eigentlich wollen das auch alle nicht, äußerte neulich
ein israelischer Staatsbürger in einem eindringlichen
Beitrag und schrieb dann weiter: Wenn auf allen Seiten
aber nur noch über die Rechtmäßigkeit gesprochen wird,
dann bleibt kein Raum mehr für Mitgefühl. – Das ist
aber die Voraussetzung für eine Lösung und die Respek-
tierung der Lebensinteressen anderer.

Es geht um Grenzen. Es geht möglicherweise um
Wasserrechte. Es geht um Transparenz hinsichtlich der
militärischen Arsenale. Es geht um eine Einigung über
die heiligen Stätten und es geht um regionale Vereinba-
rungen. Aber wenn das ganze Konzept den Menschen
nicht die Aussicht auf ein halbwegs erträgliches Leben
in der Zukunft ermöglicht, dann wird das nicht gelingen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Es muss überprüft werden, ob der jetzige Beitrag
Deutschlands, ob die internationale Zusammenarbeit, ob
die Absprachen in der Europäischen Union und ob die
Einflussnahme Amerikas, Russlands und Chinas – bei
der einen Seite geht es die Einflussnahme auf die Spon-
soren und bei der anderen Seite um den Einfluss auf die
Politik – ausreichend besprochen worden sind.

Ich wehre mich dagegen, in Deutschland seit Wochen
über Truppenstellerkonferenzen zwar zu diskutieren,
aber nicht ausreichend öffentlich deutlich zu machen,
was denn am Ende die politische Konzeption, für die wir
das alles unternehmen, sein soll.

(Beifall bei der FDP und der LINKEN)

Mich persönlich hindert die deutsche Katastrophen-
geschichte nicht daran, einem militärischen Beitrag zu-
zustimmen, wenn er erforderlich wäre. Aber wenn ein
militärischer Beitrag erforderlich ist, dann muss er von
dem Primat der Politik begleitet werden, und zwar ein-
dringlicher und klarer, als es bisher geschehen ist.

(Beifall bei der FDP – Zurufe von der CDU/
CSU: Wie?)

Die Fragen, die ich dazu stelle, sind nicht illegitim. Ich
glaube, dass es nicht zu viel verlangt ist, wenn man das
Minimum für einen weiteren politischen Lösungsweg
anspricht.

(Fritz Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Jeden Tag eine neue Begründung!)

Die Befürworter des Einsatzes leben bisher allein von
dem Prinzip Hoffnung. Das ist im politischen und
menschlichen Leben allgemein ein wichtiges Prinzip.
Aber dies allein ist kein Konzept, um in dieser Region
weiterzukommen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Deshalb gibt es legitime Fragen zu den Ressourcen des
Mandats, seiner Aufgabengerechtheit und seinen Risi-
ken.

Ich möchte auch beschrieben haben, was das Krite-
rium des Erfolgs ist. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Dass es jetzt einen Waffenstill-
stand gibt, ist vielleicht schon ein Erfolg!)

Denn wahr ist, dass die Hisbollah im Innern nur in ei-
nem langjährigen Verhandlungsprozess entwaffnet wer-
den kann und nicht ausreichend klar ist, ob den Sponso-
ren außerhalb der Meilenzone und der Patrouillen
wirklich das Handwerk in Bezug auf Waffenlieferungen
gelegt werden kann. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Wenn man ein Mandat erteilt, dann ist die Frage ge-
rechtfertigt, ob die Krisendiplomatie das Ihre dazu bei-
trägt, dass die Soldaten das Gefühl haben, dass sie Teil
einer Lösung sind, die Lösung aber nicht allein bei ihnen
liegt. Diese Dimension hat die deutsche und internatio-
nale Politik bisher nicht ausreichend zum Ausdruck ge-
bracht.

(Beifall bei der FDP)

Manches an dieser Debatte, die überhöht wurde, hat
mich sehr gestört. Sie verlief so, als wären die einen
mehr im Recht und hätten die höheren moralischen Ar-
gumente und die anderen nicht. Heute entscheidet sich
nicht, wer von uns, wenn es hoffentlich zu einem Ver-
handlungsprozess kommt, historisch Recht hat; das wol-
len wir einmal dem Ablauf der Zeit überlassen. Heute in-
teressiert, ob man dem Mandat zustimmt. 

Ich sage für meine Fraktion, wobei ich auch die Mei-
nung derjenigen Kolleginnen und Kollegen respektiere,
die sich anders als ich entscheiden: Das Mandat ist uns
zu schmal. Die politische Begleitung im Hinblick auf
einen Lösungsansatz reicht uns nicht aus. Wir neigen
nicht dazu, Soldaten einzusetzen, wenn ihr Teilbeitrag
im politischen Lösungsprozess nicht klar ist. Es vergeht
ein Tag nach dem anderen, ohne dass wir dazu Ausrei-
chendes hören. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Herr Gerhardt, kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Wolfgang Gerhardt (FDP): 
Ich komme zum Schluss. – Sie sagen, das alles

komme jetzt. Es wäre zu wünschen, dass es so wäre.
Aber auf sicherem Boden befinden Sie sich nicht. Unser
Argument ist, dass vorher etwas mehr Klärung stattfin-
den sollte. Wir können diesem Mandat so nicht zustim-
men.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der LINKEN – Winfried Nachtwei [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Herr Gerhardt, Ihre
Konsequenz ist: keine Indonesier, keine In-
der!)
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Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Das Wort hat jetzt der Kollege Eckart von Klaeden
von der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Kollegen!
Lieber Herr Kollege Gerhardt, man hat Ihnen anmerken
können – so war mein Eindruck –, wie unwohl Sie sich
in Ihrer Position fühlen, die Sie hier haben vortragen
müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie haben Ausführungen zu einer Nahostfriedenskonfe-
renz gemacht, denen in dieser Allgemeinheit jeder hier
zustimmen kann. Aber die Begründung, warum Sie dem
Mandat, das heute zur Entscheidung ansteht, nicht zu-
stimmen, 

(Walter Kolbow [SPD]: Sehr wahr!)

sind Sie schuldig geblieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Jeder, der sich mit dieser Frage sachkundig beschäf-
tigt, weiß, dass dieses Mandat mit Gefahren, Risiken und
Schwierigkeiten verbunden ist. Das liegt daran, dass das
Mandat nicht wie bei anderen Mandaten am Ende eines
Friedensprozesses, zum Beispiel zur Absicherung eines
Friedensvertrages, steht, sondern dass es der Beginn ei-
nes politischen Prozesses ist und die Voraussetzung da-
für – darüber darf nicht hinweggesehen werden –, dass
dieser Prozess gelingen kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Jeder, der sagt, man könne eine Friedenslösung auch
ohne das UNIFIL-Mandat erreichen, nimmt gleichzeitig
in Kauf, dass die Kampfhandlungen in der Region wie-
der beginnen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Der Weg wird schwierig sein. Die Ursachen für den
Konflikt sind nicht gelöst. Die UN-Resolution 1559, die
unter anderem die Entwaffnung der Milizen, so vor al-
lem der Hisbollah vorsah, ist nicht umgesetzt worden.
Dass die Hisbollah Israel angegriffen hat, ist die Folge
davon. Die Resolution 1680 beinhaltet den Auftrag, dass
die offenen Grenzfragen zwischen Syrien und dem Liba-
non geklärt werden und Syrien vollständige diplomati-
sche Beziehungen zum Libanon aufnimmt. Diese nicht
gelösten Aufgaben werden die Kontrolle der syrisch-
libanesischen Grenze erheblich erschweren. 

Nichtsdestotrotz brauchen wir einen politischen Pro-
zess, bei dem UNIFIL eine wesentliche Voraussetzung
und ein Bestandteil ist, um diese Fragen zu lösen. 

Wir haben als Deutsche eigene und wichtige Interes-
sen daran, dass der politische Prozess in der Region ge-
lingt. Wir haben ein Interesse, das sich aus der histori-
schen Verantwortung ergibt, an dem Existenzrecht
Israels. Das wird nur zu sichern sein, wenn es endlich
einen lebensfähigen palästinensischen Staat gibt. Wir ha-
ben auch ein Interesse, das sich aus der Geographie er-
gibt, weil unsere Verbündeten in der Europäischen
Union und in der NATO unmittelbar an die Krisenregion
grenzen und die Gefahr besteht, dass die Konflikte über-
greifen. Wir haben ein Interesse, das sich aus der inneren
Sicherheit unseres Landes ergibt, weil wir immer wieder
erleben müssen, dass Extremisten in unserem Land den
Konflikt zum Anlass nehmen für ihre Aktivitäten bis hin
zu Terroranschlägen. Wir haben letztlich auch ein wirt-
schaftliches Interesse, weil Konflikte in dieser Region zu
steigenden Energiepreisen führen und es uns erschwe-
ren, die Arbeitslosigkeit in unserem Land zu bekämpfen. 

Wenn wir aber über die historische Verantwortung
sprechen, würde ich mir von der Linkspartei auch einige
Ausführungen zu der historischen Verantwortung wün-
schen, die sie als ehemalige Staatspartei der DDR in die
Wiedervereinigung eingebracht hat und die damit zu un-
serer gesamtdeutschen Verantwortung geworden ist.
Dazu gehört zum Beispiel die Rolle von Abu Nidal, dem
Drahtzieher von Anschlägen in über 20 Ländern, bei de-
nen in den 70er- und 80er-Jahren Hunderte von Men-
schen ums Leben gekommen sind, und der mit dem
Ministerium für Staatssicherheit kooperiert hat. Zu nen-
nen sind auch die Zusammenarbeit mit RAF-Mitglie-
dern, ihre Ausbildung in Terrorlagern in Jordanien und
die spätere Unterbringung in der ehemaligen DDR, so-
wie die Tatsache, dass der Drahtzieher des Attentats in
München 1972, Abu Daoud, der Kommandeur des so
genannten Schwarzen September, nach einem Attentat
1981 in der DDR gesund gepflegt worden ist und dort ei-
nen VIP-Status genossen hat. Die Kooperation von ara-
bischen Terroristen und der Staats- und Parteiführung
der DDR hätte von Ihnen durchaus erwähnt werden kön-
nen; denn dies gehört zur Verantwortung unseres Lan-
des, insbesondere zu der Verantwortung, zu der Sie sich
bekennen müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Ich merke, dass das bei Ihnen auf Widerspruch stößt.
Deswegen will ich Ihnen ein Zitat von Markus Wolf vor-
lesen. Er hat auf die Behauptung, die DDR solle Kon-
takte mit Organisationen gepflegt haben, welche Terror-
akte gegen jüdische und israelische Ziele verübt haben,
geantwortet: 

Man kann dies nicht ganz von der Hand weisen …
Die Kontakte müssen aber heute so gesehen wer-
den, dass damit faktisch terroristische Aktionen
vom Territorium der DDR aus geduldet wurden …
Es bleibt … Verantwortung und Schuld dafür, etwas
geduldet zu haben, was zu solchen Handlungen
führte.

Ein Wort zu diesem Thema in Ihrer gestrigen Rede, Herr
Gysi, wäre sicherlich angemessen gewesen. 
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Man darf nicht von historischer Verantwortung reden,
wenn man die eigene immer ausspart. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Worü-
ber reden wir eigentlich? – Weitere Zurufe von
der LINKEN)

Ich will auch auf die Argumente eingehen, die von
der FDP vorgetragen worden sind. Der Kollege Hoyer
hat gestern gesagt, es sei unklug, sich unnötigerweise
militärisch zu beteiligen und das deutsche politische Ver-
trauenskapital aufs Spiel zu setzen. 

(Zuruf von der FDP: Recht hat er!)

Wer diese Ansicht vertritt, verkennt, dass die militäri-
sche Beteiligung und der politische Prozess untrennbar
miteinander verbunden sind. Das haben bereits die Aus-
einandersetzung um die Rules of Engagement und die
Luft- und Seeblockade gezeigt. Die Blockade Israels
zur See und zur Luft konnte aufgehoben werden, weil
sich die Bundeskanzlerin dafür eingesetzt hat, konse-
quent und besonnen, dass das deutsche Mandat robust
ausfällt. Für die Robustheit dieses Mandats hat sie sich
nur deshalb einsetzen können, weil sie vorher die grund-
sätzliche Bereitschaft zur militärischen Beteiligung er-
klärt hat. Hätte sie diese Bereitschaft nicht erklärt, hätte
die Luft- und Seeblockade nicht aufgehoben werden
können. Das ist der erste große Erfolg der Bundesregie-
rung und zeigt, wie das UNIFIL-Mandat, eine humani-
täre Lösung und der Weg zu einer Friedenslösung zu-
sammenhängen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Die Kollegin Homburger hat gestern gesagt, Deutsch-
land habe andere Fähigkeiten als nur das Militär. Das ist
richtig. Ich verstehe aber nicht, warum Sie das sagen,
Frau Homburger. Es ist doch völlig klar, dass wir auch
unsere anderen Fähigkeiten anbieten, humanitäre Hilfe
und die Begleitung des politischen Prozesses. Sie wollen
damit suggerieren, es ginge nur um das Militär. Das ist
eine falsche Darstellung, die die Öffentlichkeit in die
Irre führen soll. 

In dieses Horn stößt auch der Kollege Westerwelle. Er
hat in der „Berliner Zeitung“ am 1. August gesagt:

Es war bisher eine klare Haltung aller Regierungen
seit Gründung der Bundesrepublik, dass deutsche
bewaffnete Soldaten im Nahen Osten nichts verlo-
ren haben.

(Dirk Niebel [FDP]: Stimmt! So war es!)

Das ist völliger Unsinn; denn die deutschen Soldaten
gibt es nicht seit Gründung der Bundesrepublik, sondern
erst seit 1955,

(Lachen bei Abgeordneten der FDP)

Außerdem hat sich die Frage von Auslandseinsätzen
der Bundeswehr erst nach der Wiedervereinigung, also
Anfang der 90er-Jahre, gestellt. 

Sie suggerieren damit eine Tradition, die es überhaupt
nicht gibt.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Kollege Niebel sagte in einem Interview mit der
„Berliner Zeitung“: 

Wir müssen Auslandseinsätze von unseren eigenen
politischen Interessen abhängig machen.

Ich frage Sie, Herr Kollege Niebel: In welcher Region
außerhalb Europas haben wir eigentlich mehr eigene In-
teressen als in dieser Region? Warum stimmen Sie ande-
ren Einsätzen zu, lehnen diesen Einsatz aber ab? 

Weiter sagt der Kollege Niebel – Ähnliches sagt der
Kollege Westerwelle –: 

Die Bundesregierung tut gut daran, sich an interna-
tionalen Friedenseinsätzen zu beteiligen. Aber sie
tut auch gut daran, nicht bei jedem Einsatz dabei zu
sein, gerade nicht bei diesem Einsatz.

Damit suggerieren Sie, wir würden zu den Toptruppen-
stellern im Rahmen der Vereinten Nationen gehören.
Das Gegenteil ist richtig: Zurzeit gibt es 21 VN-Peace-
building- und Peacekeeping-Missionen. Deutschland ist
an zehn Missionen beteiligt. Im Verhältnis zur Bevölke-
rungszahl – das scheint mir der angemessene Maßstab zu
sein – sind die größten Truppensteller die Vereinigten
Staaten, Frankreich, die Niederlande, Ghana, Georgien
und Großbritannien, aber nicht die Bundesrepublik
Deutschland. 

(Beifall des Abg. Volker Beck [Köln] [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Warum wollen Sie den Eindruck erwecken, wir seien auf
der ganzen Welt militärisch engagiert? Das ist schlicht-
weg falsch. 

Sie setzen sich immer wieder dafür ein, und zwar zu
Recht, dass bei der Lösung internationaler Konflikte ein
multilateraler Ansatz gefunden wird. Sie kritisieren, dass
sich die Vereinigten Staaten – angeblich – nicht ausrei-
chend engagieren. Jetzt haben wir zum ersten Mal in ei-
ner wirklichen Krisenregion einen Einsatz mit einem
multilateralen Ansatz, der von der Europäischen Union
geführt wird.

Das Hauptargument der Falken in den Vereinigten
Staaten gegen den Multilateralismus ist, dass er nicht ef-
fektiv ist und zu einer Ausrede für das Nichtstun degene-
riert ist. Jetzt können wir das Gegenteil beweisen und
zeigen, dass multilaterales Vorgehen effektiv ist. Das
wird man aber nicht schaffen, wenn man sich von vorn-
herein verweigert. 

Sie treten für eine Nahostkonferenz ein. Dieses Be-
streben wird von uns geteilt. Eine solche Konferenz
kann aber nur dann erfolgreich sein, wenn an ihr Länder
teilnehmen, die den inneren Transformationsprozess hin
zu den Prinzipien des Völkerrechts bereits hinter sich ha-
ben.

(Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Das stimmt 
nicht!)
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– Es geht doch um den Erfolg dieser Konferenz. Sie wol-
len sich ja nicht nur zusammensetzen und verhandeln.
Sie wollen doch auch, dass diese Konferenz Erfolg hat.
Wer soll denn zum Beispiel hinter dem Schild von Paläs-
tina sitzen? Ist es nicht wichtig, dass zunächst einmal in
diesen Staaten ein Prozess befördert wird, der dafür
sorgt, dass das Gewaltmonopol des Staates wieder her-
gestellt werden kann, dass sich die Regierungen zu den
Prinzipien des Völkerrechts bekennen und diese Prinzi-
pien auch umsetzen können?

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Dann können sie an einer Nahostkonferenz teilnehmen.

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Gerhardt 
[FDP])

Schließlich geht es auch um die Frage, wie wir insge-
samt zur Durchsetzung des Völkerrechts stehen. Die
Kollegin Homburger hat gestern gesagt, es käme im
Grunde nicht darauf an, wer sich beteiligt. Deutschland
müsse sich nicht beteiligen, da ja genug Angebote ande-
rer Länder vorlägen. Dieser Ansatz ist falsch; denn das
Völkerrecht kennt kein Gewaltmonopol im innerstaatli-
chen Sinne, wo Recht von der Staatsgewalt durchgesetzt
wird. Die Vereinten Nationen müssen sich immer wieder
um die Unterstützung der Staaten zur Durchsetzung des
Völkerrechts bemühen. Deswegen hängt die Autorität
des Rechts ganz wesentlich von denjenigen ab, die bereit
sind, sich für seine Durchsetzung zu engagieren.

Angesichts der enormen Interessen, die wir in dieser
Region haben, muss man doch fragen: Mit welchem Ar-
gument sollen wir erwarten, dass andere sich engagieren,
während wir uns nicht beteiligen? Freiheit bedeutet Ver-
antwortung; oder, um es anders zu sagen: 

Handle nur nach derjenigen Maxime, durch die du
zugleich wollen kannst, dass sie ein allgemeines
Gesetz werde. 

(Oskar Lafontaine [DIE LINKE]: Kant zu
zitieren, ist in diesem Zusammenhang aber ge-
wagt!)

Ich kann nicht feststellen, dass die Welt an den Prinzi-
pien, die von der FDP und der Linkspartei gegen diesen
Einsatz vorgetragen wurden, genesen würde.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Das Wort hat jetzt der Kollege Dr. Lothar Bisky von
der Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Lothar Bisky (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist gut,

dass im Libanon die Waffen schweigen. 

(Gert Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Ja!)

Es wäre besser gewesen, wenn durch den Einsatz der in-
ternationalen Gemeinschaft ein Waffenstillstand nicht
erst nach 33 grausamen Tagen und Nächten erreicht wor-
den wäre. Und um es diplomatisch auszudrücken: Die

Bundesregierung hat hier keine rühmliche Rolle ge-
spielt.

(Beifall bei der LINKEN – Widerspruch bei Abge-
ordneten der CDU/CSU und der SPD)

Die Geiselnahme und die Raketenangriffe durch die His-
bollah waren völkerrechtswidrig und sie sind zu verur-
teilen. Sie aber zu einem Anlass für einen größer ange-
legten Luftkrieg und für eine Bodenoffensive gegen den
Libanon zu machen, war ebenso wenig im Einklang mit
dem Völkerrecht. 

(Beifall bei der LINKEN)

Wir alle können nur wünschen, dass aus diesem
furchtbaren Krieg die Schlussfolgerung gezogen wird:
Mit militärischer Stärke und Überlegenheit lassen sich
politische Konflikte nicht dauerhaft lösen. 

(Beifall bei der LINKEN)

Im Gegenteil! Deshalb gilt: Mit der Gewaltspirale im
Nahen Osten muss endlich Schluss gemacht werden. 

(Beifall bei der LINKEN – Gert Weisskirchen 
[Wiesloch] [SPD]: Dafür ist das Mandat!)

Frau Bundskanzlerin, Sie haben in diesem Hohen
Hause vor kurzem gesagt, Ihnen würde zu viel über den
UN-Militäreinsatz und zu wenig über den politischen
Friedensprozess diskutiert. Die Botschaft höre ich wohl
und ich unterstütze sie. Das Handeln der Bundesregie-
rung entspricht dem aber nicht. Bei den Menschen in un-
serem Lande setzt sich der Eindruck fest: Wenn die Poli-
tik Konflikte scheinbar nicht mehr lösen kann, werden
die Truppen in Marsch gesetzt. 

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: So hat es die 
DDR gemacht!)

Sie haben Ihre viel geliebten Trippelschritte – zumindest
in der Außenpolitik – sehr rasch aufgegeben. Ob Afgha-
nistan, Kosovo oder Kongo – die Liste der Einsatzge-
biete wird immer länger. Und es stimmt leider: Die vor-
herrschende Politik steckt mehr und mehr Gedanken und
materielle Ressourcen in militärische Konfliktbearbei-
tung. Das ist nicht der richtige Weg.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir bevorzugen zivile Lösungen. Gerade im Nahen
Osten, in einer Region, in der Gewalt zum Alltag gewor-
den ist, muss die diplomatische, die zivile Lösung der
Konflikte und ihrer Ursachen im Vordergrund stehen.
Leider war die Bundesregierung mit als Erste bereit, Sol-
daten zu entsenden. Dabei wäre es in diesem Falle gut
verstanden worden, wenn Deutschland gesagt hätte: We-
gen unserer besonderen Geschichte werden wir uns im
Nahen Osten engagieren, aber nicht militärisch. Sie ver-
suchen, dieser Besonderheit dadurch Rechnung zu tra-
gen, dass Sie keine Bodentruppen in den Libanon schi-
cken. Wir sagen: Das ändert am Grundproblem gar
nichts. Von einer historischen Mission ist die Rede und
damit falle das letzte Tabu in Sachen deutscher Beteili-
gung an Militäreinsätzen. Die Tabus sind schon lange
gebrochen und Die Linke will nicht, dass die Bundes-
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wehr zu einem Instrument weltweiter und uneinge-
schränkter Interventionspolitik wird. 

(Beifall bei der LINKEN)

Wir müssen uns für ein Israel einsetzen, in dem man
in gesicherten Grenzen und frei von Gewalt leben kann.
Richtig ist aber auch, dass wir uns rechtzeitig und
gleichzeitig für die legitimen Rechte der Palästinenser
einsetzen müssen. Dieser doppelte kategorische Impe-
rativ folgt aus unserer Geschichte. Darum sollte man die
UN-Resolution 1701 nicht unter der Hand zu einer Ent-
schließung machen, in der es fast nur um die Entwaff-
nung der Hisbollah geht, wenn der künftige Friede im
Nahen Osten geklärt werden soll. 

(Beifall bei der LINKEN)

Nein, es geht um die dauerhafte Sicherung der territo-
rialen Integrität und Souveränität Libanons. Und da darf
daran erinnert werden, dass ein Teil dieses Landes
18 Jahre lang von Israel besetzt war. Der Antrag der
Bundesregierung ist einseitig zulasten des palästinensi-
schen Volkes formuliert. Sein Recht auf Sicherheit, Frie-
den und einen eigenständigen Staat ist nicht erwähnt.
Nur wenn wir an den Verpflichtungen insgesamt festhal-
ten – darum geht es mir –, werden wir unserer Verant-
wortung gerecht. 

Damit wird zugleich deutlich, warum deutsche Solda-
ten in Nahost fehl am Platze sind. Denn wenn wir uns
militärisch exponieren, sind wir Teil des Problems und
gefährden unsere Rolle als Mittlerin zwischen Israel und
der arabischen Welt. Darauf kommt es aber gerade jetzt
an.

(Beifall bei der LINKEN)

Deshalb begrüße ich, dass der Vorschlag zur Einrich-
tung einer ständigen Konferenz für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Nahost mehr und mehr Anhänge-
rinnen und Anhänger findet. Ich fordere die Bundes-
regierung auf, sich jetzt nicht nur beharrlich für diese
Idee einzusetzen, sondern sie auch umzusetzen.

Wir haben eine besondere Verpflichtung, mitzuhelfen,
dass die Menschen im Nahen Osten – Juden, Palästinen-
ser, Libanesen, Syrer und die anderen – friedlich und in
Würde zusammenleben können. Die Linke ist dagegen,
diese Verantwortung nur militärisch zu definieren.

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Wir 
auch!)

Wir möchten, dass die humanitäre Hilfe und die diplo-
matische Unterstützung des Friedensprozesses im Mit-
telpunkt deutscher Außenpolitik in Nahost stehen.

Genau deshalb bitte ich Sie um Ihre Stimme für unse-
ren Entschließungsantrag. Er enthält konkrete Schritte
für eine friedliche Hilfe im Nahen Osten. Wie auch im-
mer Sie zu dem Einsatz der Bundeswehr stehen: Es wäre
gut, wenn Sie unsere Vorschläge wenigstens vorurteils-
frei prüften und in Ihrer Außenpolitik aufgriffen. Auch
heute gilt nämlich der Satz von Marie von Ebner-
Eschenbach:

Frieden kannst du nur haben, wenn du ihn gibst.

Ich bedanke mich.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Das Wort hat jetzt die Kollegin Kerstin Müller von
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Kerstin Müller (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr ver-
ehrter Herr Bisky, Sie sagen: 

Es ist gut, dass im Libanon die Waffen schweigen.

Die Frage ist aber: Warum? Sie müssen einfach zur
Kenntnis nehmen, dass es ohne die Resolution 1701 und
ohne den Beschluss der internationalen Gemeinschaft,
Truppen zu entsenden – die Aufstockung von UNIFIL –,
noch heute keinen Waffenstillstand in der Region gäbe,
sondern noch heute dort gekämpft würde.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der CDU/CSU und der SPD – Dr. Gregor
Gysi [DIE LINKE]: Aber das ist doch kein
Grund, deutsche Soldaten hinzuschicken!)

Das ignorieren Sie einfach.

Sehr geehrter Herr Gerhardt, Sie können sich hier
noch so winden, weil es inzwischen von allen Seiten
Kritik an Ihrer Position hagelt. Man glaubt der FDP und
vor allen Dingen ihrem Herrn Vorsitzenden nicht, dass
sie wirklich aus Sorge über unser Verhältnis zu Israel
diesem Einsatz nicht zustimmen wollen.

(Zuruf von der LINKEN: Das wissen Sie, ja?!)

Ihr Kollege Kinkel, immerhin ehemaliger Außenminis-
ter, hat dazu am Wochenende das Nötige gesagt. Er
meinte, nachdem die israelische Regierung und die be-
teiligten arabischen Regierungen Deutschland um Betei-
ligung gebeten hätten, habe sich die Lage total verändert. 

Natürlich ergibt sich aus der Bitte Israels kein Auto-
matismus. Wir müssen aber zur Kenntnis nehmen, dass
sich das Verhältnis zwischen Deutschland und Israel in
den letzten Jahren verändert hat. Genau das kommt in
der Bitte Israels um Beteiligung zum Ausdruck. Es ge-
hört schon besonders viel Ignoranz dazu, wenn man es
– mit dem Argument, man habe eine besondere Verant-
wortung – trotzdem ablehnt, dieser Bitte Israels zu ent-
sprechen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wie können Sie sich auf die deutsche Verantwortung
gegenüber Israel berufen, wenn sich sowohl die is-
raelische Regierung als auch die israelische Friedens-
bewegung – der Wunsch ist breit in der Gesellschaft
verankert – und der Zentralrat der Juden in Deutschland
explizit eine deutsche Beteiligung an UNIFIL wün-
schen?

(Dirk Niebel [FDP]: Aber nicht so eindeutig,
wie bei den Grünen die Abstimmung sein
wird!)
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Nein, mit außenpolitischer Seriosität hat die Entschei-
dung des größten Teiles Ihrer Fraktion wenig zu tun. Sie
lehnen aus rein innenpolitischen Erwägungen und aus
Populismus diesen Einsatz der Bundeswehr – wie schon
den Einsatz im Kongo – ab.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir alle wissen, dass das anders aussähe, wenn Sie
Regierungsverantwortung hätten. Der Kollege Kinkel
sagte: Ich bin überzeugt, würde die FDP den Außenmi-
nister stellen, könnten wir uns ein Nein nicht leisten. –
So ist es, meine Damen und Herren!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD)

Herr Gerhardt, die Befürworter des Einsatzes leben
nicht vom Prinzip Hoffnung. Diese Resolution und die
damit verbundene UNIFIL-Aufstockung haben bereits
jetzt – Herr von Klaeden hat es erwähnt – zur Aufhebung
der israelischen See- und Luftblockade sowie zum erst-
maligen Einmarsch der libanesischen Armee in den Süd-
libanon seit 1975 – seit der Bürgerkrieg begonnen hat –
geführt.

Meine Damen und Herren, es ist ein historischer
Schritt – das möchte ich zu bedenken geben –, dass Is-
rael erstmalig der Internationalisierung eines Grenz-
konfliktes zustimmt und eine robuste UN-Truppe an sei-
ner Grenze akzeptiert. Das ist ein bedeutender
Vertrauensbeweis Israels in die internationale Gemein-
schaft, der ganz neue Chancen, etwa für die Lösung an-
derer Konflikte in der Region, eröffnen könnte. Hier
denke ich zum Beispiel an den israelisch-palästinen-
sischen Konflikt. Auch aus diesen Gründen unterstützt
die Mehrheit meiner Fraktion nicht nur den UNIFIL-
Einsatz, sondern auch eine deutsche Beteiligung daran.

(Dirk Niebel [FDP]: Welche Gründe hat die
Minderheit? – Gegenruf des Abg. Fritz Kuhn
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ach, Herr
Niebel! Aufhören!)

Weil eine Beteiligung Deutschlands von allen Seiten
gewünscht wird, sehen wir Deutschlands Rolle als ehrli-
cher Makler und Vermittler in der Region nicht gefähr-
det, sondern eher gestärkt. Dennoch war für uns von An-
fang an klar: Aufgrund unserer Geschichte sollte der
deutsche Beitrag möglichst zurückhaltend sein. Vor al-
lem muss ausgeschlossen sein, dass deutsche Soldaten
zwischen die Fronten von Hisbollah und Israelis geraten.
Ich meine, das ist dadurch gewährleistet, dass die Bun-
deswehr nicht am Boden, sondern „nur“ – das Wort
„nur“ meine ich natürlich in Anführungszeichen – zur
seeseitigen Absicherung zum Einsatz kommt.

Das vorliegende Mandat ist hinreichend robust und
nicht nur symbolischer Art. Deswegen – auch das muss
man ehrlich sagen – ist dieser Einsatz risikoreich. Wie ri-
sikoreich der UNIFIL-Einsatz tatsächlich wird, hängt
stark davon ab, ob der politische Prozess zur Stabilisie-
rung des Libanon und der gesamten Region voran-
kommt. Hier erwarten wir Initiativen der Bundesregie-
rung. 

Wir brauchen Fortschritte im innerlibanesischen Dia-
log, die zu einer Stärkung des libanesischen Staates und
zu einer friedlichen Entwaffnung der Hisbollah führen;
denn international will niemand die Hisbollah mit Ge-
walt entwaffnen. Wir brauchen neue Initiativen im israe-
lisch-palästinensischen Konflikt. Wir müssen auf Ver-
handlungslösungen mit dem Ziel einer friedlichen
Koexistenz aller Staaten in der Region hinwirken, auch
im Hinblick auf Syrien. Hier benötigen wir einen Pers-
pektivwechsel. Alles dem Krieg gegen den Terrorismus
unterzuordnen, wie es die aktuelle US-Administration
leider getan hat, das führt wirklich in die Sackgasse.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir brauchen Lösungen auf multilateraler Ebene.
Hier müssen wir das Rad nicht neu erfinden. Vielmehr
sollten wir die Initiativen neu beleben: das Nahost-Quar-
tett, die Roadmap, die saudische Friedensinitiative, die
Genfer Initiative, die Verhandlungen mit Syrien und dem
Iran sowie die Überlegung, eine Nahostkonferenz einzu-
berufen. Ich sage sehr deutlich: Es ist nicht hinnehmbar,
dass die USA solche multilateral wichtigen Abstim-
mungsprozesse verschleppen. Ich erinnere an die Blo-
ckade im Sicherheitsrat während des Libanonkrieges
und an die Nichteinberufung des Nahost-Quartetts. Das
war fahrlässig. Vielleicht hätten wir schon früher zu ei-
nem Waffenstillstand kommen können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Hier erwarten wir von der Bundesregierung konse-
quente Überzeugungsarbeit. Frau Merkel, nutzen Sie
doch in diesem Zusammenhang einmal auf sinnvolle
Weise Ihre viel beschworene Freundschaft mit Herrn
Bush. Überzeugen Sie die USA, dass nur eine Rückkehr
zum Dialog und zu Verhandlungen sowie eine Abkehr
von der Ideologie des Krieges gegen den Terror zu einer
dauerhaft friedlichen Entwicklung in der Region führen
werden.

(Beifall des Abg. Dr. Anton Hofreiter [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Zum Schluss noch ein Wort an Sie, Frau Bundeskanz-
lerin. Ich habe wirklich Probleme damit, dass Sie die Zu-
stimmung Ihrer Fraktion zum Libanoneinsatz mit der
Ankündigung verbunden haben, unsere Truppen aus
dem Kongo abzuziehen und sich in Darfur erst gar nicht
zu beteiligen.

(Dr. Norbert Röttgen [CDU/CSU]: Unsinn! 
Das ist eine Falschbehauptung!)

Ich finde, das geht nicht. Das hat mit konzeptioneller
und nachhaltiger Außenpolitik nichts zu tun. Im Kongo
müssen wir unsere Entscheidung von der Lage vor Ort
abhängig machen. In Darfur findet ein schleichender
Völkermord statt. Hier geht es darum, ein zweites Ru-
anda zu verhindern. Das kann man nicht mit einer mögli-
chen Beteiligung am Libanoneinsatz verknüpfen. Des-
halb meine ich: Wenn wir gefragt werden, dann können
wir der UNO nicht die kalte Schulter zeigen. Hier erwar-
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ten wir von Ihnen diplomatische Initiativen und eine
Entscheidung, die an der Sache orientiert ist.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Das Wort hat jetzt die Bundeskanzlerin Dr. Angela
Merkel.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor weni-

gen Wochen war im Nahen Osten noch Krieg. Jetzt ru-
hen die Waffen. Hunderttausenden wird es wieder mög-
lich sein, in ihre Heimat zurückzukehren. 

In der vergangenen Woche nun hat das Bundeskabi-
nett – vorbehaltlich der Zustimmung des Deutschen
Bundestages – entschieden, dass sich die Bundeswehr
mit einem Marineverband an der UNIFIL-Mission der
Vereinten Nationen beteiligen wird. Ich habe es vor einer
Woche nach dem Kabinettsbeschluss gesagt und ich wie-
derhole es heute hier im Deutschen Bundestag: Dieser
Einsatz der Bundeswehr im Nahen Osten ist kein Einsatz
wie jeder andere, er ist ein Einsatz von historischer
Dimension. Warum ist dieses Wort nicht zu hoch gegrif-
fen, obwohl es ja nun wahrlich nicht der erste Einsatz
der Bundeswehr außerhalb Deutschlands und Europas
ist? Wir alle wissen, dass sich bereits mit der Zeiten-
wende des Jahres 1989/1990 und mit der Wiedervereini-
gung Deutschlands auch Deutschlands Verantwortung in
der Welt verändert hat. Das hat Konsequenzen, eben
auch militärische.

Auch die Gestaltung des Mandats selbst ist nicht der
Grund für die Bewertung „historisch“. Die Bundesregie-
rung hat von Anfang an Wert auf ein ebenso wirksames
wie robustes Mandat gelegt. Deutschland konnte den
Vereinten Nationen zusammen mit den europäischen
Partnern ein solides maritimes Kräftepaket anbieten,
dessen Führung Deutschland übernehmen wird. Die
Bundeswehr ist gewollt, und zwar von Israel und vom
Libanon. Es gilt also neben der Wirksamkeit die Koope-
ration als zweiter Eckpfeiler dieses Mandates. Das war
für uns die entscheidende Voraussetzung, um einem Ein-
satz der Bundeswehr in dieser Region zustimmen zu
können, ihn überhaupt in Erwägung zu ziehen und die
Dinge dann auch positiv zu bewerten. Die UNIFIL-Mis-
sion hat neben der Überwachung der Waffenruhe unter
anderem die Aufgabe, die libanesische Regierung bei
der Sicherung ihrer Grenzen und gegen illegale Waffen-
lieferungen zu unterstützen, es geht außerdem um die
Ausbildung der libanesischen Armee. Das Ziel ist, dass
der Libanon seine Aufgaben in Zukunft alleine durchset-
zen kann.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben darüber hinaus natürlich ein umfassendes
Paket von Maßnahmen zur zivilen Unterstützung des Li-
banon, vor allem bei der Sicherung der landseitigen
Grenzen, aber auch beim Wiederaufbau, angeboten. Das
Ganze ist ein in sich schlüssiges Paket. 

Zu keinem Zeitpunkt ging es nur um militärische Fra-
gen. Es ging vielmehr immer auch darum, die Bedingun-
gen für einen neuen Anlauf des diplomatischen Frie-
densprozesses überhaupt zu schaffen. Die militärische
Umsetzung der UN-Resolution 1701 ist zwingend not-
wendig. Doch ohne einen neuen politischen Friedens-
prozess würde sie letztlich wirkungslos bleiben. Beide
Dinge hängen miteinander zusammen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Über diesen Friedensprozess stehe ich, stehen wir mit
dem libanesischen Ministerpräsidenten Siniora in ganz
engem Kontakt. Wir wollen einen stabilen, souveränen
Libanon und wir wollen die libanesische Regierung nach
Kräften unterstützen. Ich freue mich, wenn der libanesi-
sche Ministerpräsident nächste Woche Berlin besuchen
wird.

Ebenso stehe ich natürlich mit dem israelischen Mi-
nisterpräsidenten Olmert in engstem Kontakt. Dass er
sich in mehreren öffentlichen Aussagen ausdrücklich für
einen Einsatz der Bundeswehr im Nahen Osten ausge-
sprochen hat, ja dass er darum gebeten hat, kann zwar
nicht das allein relevante Kriterium sein. Aber ein in sei-
ner Bedeutung nicht hoch genug zu bewertendes Zei-
chen des Vertrauens in Deutschland, in das Land, in
dessen Namen vor 73 Jahren die Vernichtung der Juden
und kurze Zeit später der Zweite Weltkrieg begannen,
das ist Olmerts Bitte allemal. Ein solches Zeichen des
Vertrauens sollten wir sehr ernst nehmen.

Es ist also nicht der Auslandseinsatz der Bundeswehr
als solcher und auch nicht die konkrete Gestaltung des
Mandates, die diesen Einsatz von allen anderen abhebt,
es ist die Region, die diesen Einsatz zu einem besonde-
ren Einsatz, einem Einsatz von historischer Dimension
macht. An kaum einem anderen Ort der Welt wird die
einzigartige Verantwortung Deutschlands, die einzigar-
tige Verantwortung jeder Bundesregierung und des
Deutschen Bundestages für die Lehren aus der deutschen
Vergangenheit, so deutlich wie hier. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Lassen Sie es mich deshalb sehr persönlich sagen: Ich
respektiere die Entscheidung derer, die, wie die meisten
Kolleginnen und Kollegen der Freien Demokraten, ge-
rade in diesem Zusammenhang dem Einsatz der Bundes-
wehr im Rahmen der UNIFIL-Mission nicht zustimmen
wollen. Ich sage aber ebenso klar, dass ich gerade wegen
der von Ihnen angeführten Argumente am Ende meines
Entscheidungsprozesses zu genau der gegenteiligen Ant-
wort komme.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN und des Abg. Dirk Niebel [FDP])
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Ich sage ganz deutlich: Ja, wir sind nicht neutral und
wir wollen auch gar nicht neutral sein. Deutschlands Au-
ßen- und Sicherheitspolitik seit 1949 war nie neutral.

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Sehr richtig!)

Sie war, ist und bleibt wertegebunden. Wertegebunden-
heit ist das Gegenteil von Neutralität.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb engagieren wir uns seit Jahrzehnten in der Euro-
päischen Union. Deshalb engagieren wir uns in der
NATO. Deshalb wollen wir eine starke UNO. Deshalb
engagieren wir uns für eine weltweite Durchsetzung des
internationalen Rechts, für Frieden, für die Wahrung der
Menschenwürde und für Teilhabe. Deutschland ist nicht
neutral. Auch die internationale Staatengemeinschaft ist
nicht neutral. Sie setzt sich für Frieden, Souveränität und
Menschenwürde gerade in dieser Region des Nahen Os-
tens, einer Region vor den Toren Europas, ein. Dabei
– das ist meine tiefe Überzeugung – muss auch Deutsch-
land einen Teil der Verantwortung übernehmen, und
zwar auch einen militärischen.

Meine Damen und Herren, ein besonderer Einsatz ist
dies natürlich auch, weil sich an kaum einem anderen
Ort unserer Welt die Konflikte so sehr und so dicht bal-
len wie in dieser Region. Die militärische Umsetzung
der UN-Resolution 1701 kann bei aller Bedeutung der
heutigen Abstimmung deshalb auch nur der Anfang ei-
nes langen Weges sein. Natürlich muss die Waffenruhe
in einen neuen Anlauf für einen umfassenden politischen
Friedensprozess übergeleitet werden. Ohne die Waffen-
ruhe könnten wir über einen politischen Friedensprozess
aber überhaupt nicht miteinander reden.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Natürlich brauchen wir wieder eine aktive Rolle des
Nahost-Quartetts. Die Bundesregierung wird sich dafür
einsetzen. Ich sage das gerade auch mit Blick auf unsere
Ratspräsidentschaft im ersten Halbjahr des Jahres 2007.
In diesem Zusammenhang begrüßen wir die Absicht der
Palästinenser zur Bildung einer Regierung der nationa-
len Einheit, auch wenn dieser Prozess schwierig ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Auch die wiederholten Signale von palästinensischer
und israelischer Seite, die Friedensgespräche wieder auf-
zunehmen, werden von uns unterstützt. Natürlich ist es
notwendig, die Zwei-Staaten-Lösung zu erreichen, um
sowohl das Existenzrecht Israels zu garantieren als auch
den Menschen in den palästinensischen Autonomiege-
bieten eine vernünftige Zukunft zu geben, und natürlich
müssen die Grenzfragen zwischen Israel, dem Libanon
und Syrien geklärt werden. Genau deshalb versuchen
wir auch, Syrien aus seiner internationalen Isolation he-
rauszuholen.

Meine Damen und Herren, der Katalog der Aufgaben
im Hinblick auf das Gesamtbild der Region ist beinahe

erdrückend groß, aber es gibt keine vernünftige Alterna-
tive dazu, diese Aufgaben anzugehen und zu versuchen,
sie zu lösen. Gerade deshalb, weil Europa hier eine zu-
sätzliche Verantwortung übernimmt, sage ich auch ganz
klar und unmissverständlich: Zu keiner Stunde darf Eu-
ropa denken, es könne dies alles alleine schaffen. Bei
aller gewachsenen Bedeutung Europas: Ohne die USA
geht in der Region wenig bis manchmal auch gar nichts. 

Im Rahmen unserer Möglichkeiten werde ich deshalb
auch ganz persönlich alles daransetzen, die Vereinigten
Staaten von Amerika zu ermuntern, sich wieder stärker
für die Belebung dieses Friedensprozesses einzusetzen;

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

denn jetzt ist die Stunde da: Das Fenster der Gelegenheit
ist geöffnet. Die Menschen in Israel, im Libanon, in Pa-
lästina und in den angrenzenden Ländern haben einen
Anspruch auf Frieden und Teilhabe. Die UNO, die EU,
die USA, Russland – das Quartett –: Wir alle müssen die
Gunst der Stunde nutzen.

Meine Damen und Herren, Deutschland hat nach
1945 erfahren: Nicht alleine, sondern nur in der Gemein-
schaft mit anderen kann man den eigenen Interessen am
besten dienen. Europa als Friedens- und Wertegemein-
schaft war die bahnbrechende Idee des letzten Jahrhun-
derts nach unendlich viel Leid und Krieg. Der Impuls
dieser Idee leitet uns auch heute bei allen außen- und si-
cherheitspolitischen Entscheidungen. Deutschlands Si-
cherheit hängt auch von der Sicherheit in anderen Regio-
nen ab.

(Dr. Guido Westerwelle [FDP]: Das ist wahr!)

Der Nahostkonflikt spielt sich nun einmal in der un-
mittelbaren Nachbarschaft Europas ab. Durch die Ausei-
nandersetzungen in dieser Region gewinnt der globale
islamistische Terror, der uns seit Jahren bedroht, einen
Teil – nicht mehr und nicht weniger – seiner Rechtferti-
gung. Ein politischer Fortschritt in Nahost ist daher auch
ein wichtiger Schritt, dem islamistischen Terror einen
Teil seiner Grundlage zu entziehen.

Die Bundesregierung hat die Bedingungen sorgfältig
analysiert und geprüft, unter denen ein deutsches En-
gagement sinnvoll und vertretbar ist. Das Mandat ist ro-
bust. Wirksamkeit und Kooperation sind seine Eckpfei-
ler. Es hilft den Menschen in der Region. Es dient
deutschen Interessen. Ich bitte Sie deshalb um eine
breite Zustimmung zu diesem Mandat.

Herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU – Bei-
fall bei der SPD sowie bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Das Wort hat jetzt der Kollege Dr. Guido Westerwelle
von der FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP)
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Dr. Guido Westerwelle (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Frau Bundeskanzlerin, Ihre Einschätzung – die Sie
ganz am Anfang geäußert haben –, die heutige Entschei-
dung sei historisch, teilen wir ausdrücklich. Wir bedan-
ken uns ebenfalls ausdrücklich für die Art und Weise,
wie Sie Ihre Haltung, die nicht meine Haltung ist, hier in
diesem Hause wohltuend begründet haben.

(Beifall bei der FDP)

Wir entscheiden heute nicht über die UN-
Resolution 1701, wir entscheiden auch nicht über einen
gewünschten Waffenstillstand, sondern wir entscheiden
über die deutsche Teilnahme von bewaffneten Soldaten
der Bundeswehr an UNIFIL. Wir müssen also abwägen,
ob die Vorteile oder die Nachteile einer deutschen be-
waffneten Teilnahme überwiegen. Es ist nicht ehrenrüh-
rig, Zweifel an der Richtigkeit dieses Einsatzes zu ha-
ben.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. 
Dr. Lothar Bisky [DIE LINKE])

Wir haben in unserer Fraktion die Argumente abge-
wogen. Wir haben es uns gewiss nicht leichter gemacht
als die Fraktionen des Hohen Hauses, die diesem Einsatz
heute mehrheitlich zustimmen werden. Unsere beson-
dere deutsche Verantwortung für Israel, die sich aus dem
größten Verbrechen der deutschen Geschichte ergibt, ist
in diesem Hause unbestritten. 

Für mich ganz persönlich ist es eine Konsequenz aus
der Geschichte, dass wir gegenüber Israel nicht neutral
sind. Neutralität ist mehr als Wertegebundenheit. Wir
sind und dürfen nicht neutral sein und wir wollen gegen-
über Israel auch nicht neutral sein. Genau diese Neutrali-
tät, eben im Konfliktfalle nicht Partei zu ergreifen, wird
von deutschen Soldaten verlangt, wenn sie als Teil der
Vereinten Nationen an diesem Einsatz teilnehmen.

(Beifall bei der FDP)

Walter Scheel, Hans-Dietrich Genscher und Otto Graf
Lambsdorff haben im August einen gemeinsamen Brief
an die Bundeskanzlerin geschrieben, in dem sie ihre Ab-
lehnung des Einsatzes begründen und aus dem ich hier
zitieren möchte:

Für uns

– so schreiben die drei –

ist das Bekenntnis zum Existenzrecht Israels und
seiner Sicherheit konstitutiv für die deutsche Außen-
politik. Das entspricht der historischen und morali-
schen Verantwortung unseres Volkes. Dieser Ver-
antwortung entspricht es aber auch, dass wir
deutsche Soldaten vor Konfliktsituationen mit israe-
lischen Soldaten oder auch Zivilpersonen bewahren.

(Fritz Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
So ist es!)

Mir – auch das gehört zum innerpolitischen Streit dazu –
können Sie vorhalten, diese Haltung sei innenpolitisch
motiviert. Mir können Sie auch vorhalten, ich säße nicht

in der Regierung. Aber diesen dreien sollten Sie ihre au-
ßenpolitische Klugheit nicht absprechen.

(Beifall bei der FDP)

Kann diese Konfrontation – und sei es durch ein Ver-
sehen – zwischen deutschen und israelischen Soldaten
wirklich ausgeschlossen werden? Wir sollten uns nicht
in Gewissheit wiegen, weil es um einen See- statt um ei-
nen Landeinsatz geht. Wenn andere Kollegen aus diesem
Hohen Hause – übrigens ausdrücklich auch aus meiner
Fraktion – aus der deutschen Geschichte gegenteilige
Schlüsse ziehen, so respektiere ich diese Haltung. Ge-
nauso wie ich anderen honorige Motive für ihre Ent-
scheidung zugunsten dieses Einsatzes nicht abspreche,
so erwarte ich, dass honorige Motive auch denen nicht
abgesprochen werden, die sich gegen diesen Einsatz
wenden. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. 
Dr. Lothar Bisky [DIE LINKE])

In der öffentlichen Debatte konnte man gelegentlich
den Eindruck gewinnen, die Marine habe den Auftrag,
vor der Küste des Libanon allein durch Präsenz den Waf-
fenstillstand zu sichern. Wir alle wissen, dass das nicht
stimmt, und doch ist das Wort „Kampfeinsatz“ mittler-
weile wieder gänzlich aus dem Sprachgebrauch der Bun-
desregierung gestrichen worden. 

Was darf die Marine und was darf sie im Einsatz
nicht? Sie darf im Verdachtsfall – etwa von Waffen-
schmuggel – Schiffe umleiten. Aber wer entwaffnet die
Hisbollah und ihre Helfer? 

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Das 
steht in der Resolution 1701!)

Wir sollen den Waffenschmuggel aufspüren, aber die
Waffen nicht konfiszieren. Die Marine darf nicht be-
schlagnahmen, was sie finden soll. Unsere Soldaten sol-
len Waffennachschub für die Hisbollah unterbinden.
Übergeben wir dann, wenn er dennoch geschieht, den
Fall an die libanesischen Autoritäten, die dann die His-
bollah entwaffnen werden? Ich hoffe, dass so viel Gut-
gläubigkeit der Realität standhält.

Die Entwaffnung der Hisbollah soll ausdrücklich
nicht durch die Vereinten Nationen, sondern durch die
Regierung des Libanon bewerkstelligt werden. Mein Zu-
trauen ist nicht sehr ausgeprägt, dass eine libanesische
Zentralregierung, die seit Jahren die Entwaffnung der
Hisbollah leisten soll, dies aber nicht tut, jetzt diese Auf-
gabe bewerkstelligt. 

(Beifall bei der FDP)

Mein Zutrauen ist auch nicht sehr ausgeprägt, dass
eine libanesische Regierung, in der Minister der Hisbol-
lah sitzen, hinreichend entschieden die Entwaffnung
ebendieser Hisbollah bewirkt. Wenn es der Libanon
dann doch nicht macht und die Vereinten Nationen es
nicht machen sollen, ist es dann wirklich ausgeschlos-
sen, dass Israel es doch in die eigenen Hände nimmt? Ei-
nen solchen Bruch des Waffenstillstands müssten die
Vereinten Nationen und damit auch die deutschen Solda-
ten unterbinden. Wenn Israel eine Operation zur
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Befreiung seiner verschleppten Soldaten über den See-
weg durchführt, müssen wir das unterbinden? Dürfen
wir das unterbinden? Wichtiger noch: Wollen wir das
unterbinden? 

Israel ist so groß wie Hessen. Vom Golan bis zum
Mittelmeer ist es kaum weiter als von Pankow bis nach
Potsdam. Als ich mit Mitte zwanzig als junger Student
das allererste Mal auf den Golanhöhen stand, habe ich
verstanden, wie nahe die Konfliktparteien einander ge-
genüberstehen. Kann man dort Zusammenstöße wirklich
ausschließen?

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Ich 
glaube nicht, dass Sie es verstanden haben!)

Deutschland kann helfen und Deutschland soll helfen.
Wir können beim Wiederaufbau und bei der Infrastruk-
tur helfen. Wir können politisch helfen und wir können
ehrliche Makler im Nahostkonflikt sein. Sie wissen, Herr
Außenminister, dass wir Ihnen dafür auch Respekt zol-
len.

Es ist richtig, dass nach einigem Hin und Her die liba-
nesische und die israelische Regierung auch um unsere
Soldaten gebeten haben; ich fürchte aber, aus völlig un-
terschiedlichen und sich womöglich auch ausschließen-
den Gründen. Israel erwartet nämlich zu Recht, dass wir
im Zweifel Partei sind. Der Libanon erwartet Neutralität
der Vereinten Nationen und möglichst wenig Beeinträch-
tigung der eigenen Souveränität.

Der Bundesaußenminister hat gestern gesagt, vor
zehn Jahren wäre ein bewaffneter deutscher Einsatz im
Nahostkonflikt undenkbar gewesen. Ich meine, noch vor
einem Jahr wäre ein solcher Einsatz undenkbar gewesen.
Der Deutsche Bundestag beschließt heute mit großer
Mehrheit, die Haltung zu ändern, die Staatsräson für alle
Vorgängerregierungen war. Das respektieren wir als
Minderheit. Aber wir erwarten den gleichen Respekt für
diejenigen, die bei dem bleiben wollen, was bisher über-
parteilich unstrittig für Deutschland galt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Wenn sich aber die Mehrheit heute für den Einsatz
entscheidet, dann muss sie auch der Bundeswehr die fi-
nanziellen Mittel dafür zur Verfügung stellen.

(Beifall bei der FDP)

Weil sich die Mehrheit heute so entscheidet, füge ich
als jemand, der heute zur Minderheit zählt, hinzu: Das
ganze Parlament steht bei diesem schwierigen Einsatz
hinter unseren Soldatinnen und Soldaten, ausdrücklich
auch wir, die wir in der Minderheit sind.

Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Das Wort hat jetzt der Kollege Gert Weisskirchen von
der SPD-Fraktion.

Gert Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): 

Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kolle-
gen! Wenn man die gestrige und heutige Debatte richtig
verfolgt hat, dann, glaube ich, kann man feststellen, dass
es in diesem Hause einen Konsens gibt. Er besteht darin,
dass es, wenn der Weltsicherheitsrat eine Entscheidung
trifft – hier gibt es möglicherweise noch einen Unter-
schied zu Ihnen, die Sie in der Minderheit sind; aber alle
anderen sind davon überzeugt –, unsere Aufgabe als
Deutscher Bundestag ist, zu prüfen, ob wir die Umset-
zung der Resolution 1701, die der Weltsicherheitsrat
nach reiflicher Überlegung beschlossen hat – es war ein
schwieriger Kompromiss –, unterstützen sollen. Die ent-
scheidende Frage ist, wie wir das unterstützen sollen. 

Herr Kollege Westerwelle, wer will, dass das interna-
tionale Recht, das Völkerrecht – ich dachte bislang,
dass auch die Liberalen das im Grunde wollen – durch-
gesetzt wird – wenn es sein muss, mit höchst begrenzten
militärischen Instrumenten und Mitteln –, der muss die
Kraft aufbringen, das politisch durchzusetzen und mitzu-
helfen, dass die schwache Hoffnung gestärkt wird, die
darin besteht, dass die Resolution 1701 zu einem Erfolg
führt, in einen neuen Friedensprozess in dieser Region
mündet und einen Weg eröffnet, auf dem der Nahe Os-
ten, diese schwierige, geschundene Region, eine Chance
hat, inneren Frieden zu finden. Darum geht es. Wir sind
der Auffassung, dass die höchst begrenzten militärischen
Instrumente dazu dienen, Frieden herzustellen.

Lieber Kollege Westerwelle, ich bitte Sie herzlich da-
rum, noch einmal genau darüber nachzudenken, ob für
Sie, der Sie argumentieren, es gehe darum, Vertrauens-
kapital nicht zu verspielen, das Wort Vertrauen nicht ein
Ersatzwort ist, mit dem Sie rechtfertigen, dass Sie sich
der Verantwortung an einem Punkt entziehen, an dem es
notwendig ist, Verantwortung zu übernehmen. Das ist
meine Sorge. Ich hoffe sehr, dass die Kolleginnen und
Kollegen im Deutschen Bundestag die historische Ver-
antwortung, von der Sie gesprochen haben, ernst neh-
men und mithelfen, dass diese Region in einen Prozess
geführt wird, in dessen weiteren Verlauf drei Ziele ver-
folgt und, wenn es geht, auch erreicht werden. 

Erstens. Die Anerkennung des Existenzrechts des
jüdischen Staats Israel war die Grundkonstante der
Kanzler Adenauer, Kiesinger, Brandt und Schröder. Das
gilt auch für Frau Merkel. Diese Grundkonstante bleibt
bestehen. Sie darf nie und in keiner Weise beschädigt
werden. Das bedeutet, dass wir dann, wenn Israel dies
wünscht, die Resolution 1701 durch das begrenzte mili-
tärische Instrument, das wir einsetzen, mit unterstützen.

Zweitens müssen wir den Libanon stärken. Kollege
Westerwelle, Sie haben darauf hingewiesen, wie fragil
dieser Staat ist, diese Konstruktion, dieses Konglomerat
von Gruppen, von Clans, die untereinander zerstritten
sind. Aber wenn der Libanon den Einsatz von UNIFIL
zur Stärkung der eigenen Souveränität wünscht, können
wir uns dem dann wirklich entziehen und dabei – ich
sage es noch einmal – das Wort Vertrauenskapital vor-
schieben? Erwecken wir damit nicht den Eindruck, wir
wollten uns genau wegen dieses Wortes an der Verant-
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wortung vorbeischlängeln, wenn es darum geht, die Sou-
veränität Libanons zu stärken?

Drittens. Morgen trifft sich das Quartett am Rande der
Generalversammlung der UN. Was hat das Quartett auf
der Agenda? Auf der Agenda steht das Gespräch, das
gestern zwischen Präsident Abbas und der Außenminis-
terin Livni stattgefunden hat. Worüber haben diese bei-
den gesprochen? Sie haben genau darüber gesprochen,
worum es jetzt geht, nämlich darüber, dem Prozess der
Verständigung zwischen Palästina und Israel eine
neue Qualität zu geben. Ist es denn nicht schon ein Er-
folg, dass es eine Waffenruhe gibt? Ist es denn nicht
schon ein Erfolg, dass sich die Kontrahenten darum be-
mühen, einen neuen Verständigungsprozess in die Wege
zu leiten? Schon allein das ist ein Erfolg dessen, was die
Bundesregierung gemacht hat. 

Auch deswegen glaube ich, dass der Begriff des Ver-
trauenskapitals oder der Neutralität in dem Sinne ge-
meint ist, wie es die Frau Bundeskanzlerin hier ganz
richtig interpretiert hat. Vertrauen und Neutralität bedeu-
ten in diesem Zusammenhang ganz klar und eindeutig:
Das Mandat muss gestärkt werden und die Bundeswehr
ist dazu da, das Vertrauen, das die Konfliktparteien in
uns setzen, eingebettet in einen politischen Prozess mit
einem begrenzten Mandat zu beantworten.

Lieber Kollege Westerwelle, manchmal muss etwas,
was in der Vergangenheit richtig war, in der Gegenwart
überprüft werden. Willy Brandt hat das sehr klar in sei-
nem letzten Brief gesagt, den er übrigens für das Treffen
der Sozialistischen Internationale in diesem Reichstag an
die Delegierten gesandt hat.

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Das 
ist etwas anderes!)

Für ihn war das immer klar. Er sagt in seinen Erinnerun-
gen: Zivilcourage hat nur dann einen Zweck und einen
Sinn, wenn sie dazu führt, dass Freiheit durchgesetzt und
gesichert wird. Das ist die Aufgabe, die wir haben: den
Menschen in dieser geschundenen Region eine Chance
zu geben, ihr eigenes Leben selbst zu gestalten, Frei-
heitswege zu öffnen, in der Region die Chance zu eröff-
nen, dass die Konfliktparteien aufeinander zugehen und
daran wieder anknüpfen, was 1991 mit der Madrider
Konferenz auf dem Weg hin zum Osloprozess begonnen
hatte. Das wird schwierig. Lieber Kollege Botschafter
Israels, das wird ein ganz schwieriger und steiniger Weg. 

Deutschland fühlt sich auf diesem Weg den Partnern
verpflichtet, die bereit sind, konstruktiv aufeinander zu-
zugehen und auf Gewalt zu verzichten. Das heißt, dass
Hamas gegenüber Abbas deutlich machen muss, dass sie
Israel nicht nur anerkennen will, sondern auch – ich
hoffe, dass das in diesem Prozess möglich ist – auf den
Einsatz von Gewalt verzichten will, damit der jüdische
Staat Israel ein Ausgangspunkt für eine Region des Frie-
dens und der Sicherheit wird, in der alle, die in dieser
Region leben, eine Chance haben, Freiheit für sich selbst
zu erobern und dafür zu arbeiten, dass Frieden in dieser
Region eine Chance hat. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Das Wort hat der Kollege Oskar Lafontaine von der
Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Oskar Lafontaine (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Ich möchte noch einmal die Gründe vortragen, wa-
rum meine Fraktion den Antrag der Bundesregierung ab-
lehnt. Ich beginne mit einem Satz der Bundeskanzlerin,
der im Grunde genommen schon deutlich macht, warum
wir diesen Antrag ablehnen müssen. Die Bundeskanzle-
rin sagte nämlich – dieser Satz war typisch –: „Im Nahen
Osten ruhen die Waffen.“

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!)

Wie kann man sagen, im Nahen Osten ruhen die Waffen?
Dies zeigt, dass die Herangehensweise an die Frage, die
wir heute zu stellen haben, dadurch gekennzeichnet ist,
dass man relevante Daten ausblendet, nicht zur Kenntnis
nehmen will und daher schlicht und einfach zu völlig fal-
schen Ergebnissen kommt.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich sage, meine Damen und Herren: Im Nahen Osten ru-
hen die Waffen nicht. 

Der Redner der SPD setzte sich mit dem Argument
auseinander, ob das militärische Engagement im Nahen
Osten die Terroranschlagsgefahr in Deutschland er-
höhe. Er warf mir vor, ich hätte dies hier behauptet.
Auch dies ist kennzeichnend für Ihre Vorgehensweise.
Ich sagte in meinem Beitrag in der Haushaltsdebatte: 

Wenn der Innenminister Bayerns feststellt, dass un-
sere Beteiligung am Libanonkrieg die Terroran-
schlagsgefahr in Deutschland erhöht, dann ist es
nicht zulässig, dass Sie einen solch gravierenden
Vorwurf einfach übergehen …

Ich sagte weiterhin:

Sie werden nicht überrascht sein, dass in den letzten
Jahren auch aus den Sicherheitsdiensten immer
wieder angemahnt worden ist, dass unser mili-
tärisches Engagement am Hindukusch und sonst wo
nicht dazu geeignet ist, die Terroranschlagsgefahr
in Deutschland zu mindern, sondern dass es vielmehr
so ist, dass durch dieses militärische Engagement
die Gefahr, dass terroristische Anschläge auch hier
in Deutschland unternommen werden, immer wei-
ter steigt. 

Es ist kennzeichnend für Ihre Debatte, dass Sie nicht
in der Lage sind, sich mit Argumenten aus den eigenen
Reihen auseinander zu setzen, und dass Sie meinen, Sie
könnten ohne weiteres die Argumente der dafür zustän-
digen Dienste der Bundesrepublik Deutschland überge-
hen. Man kann zu dem Ergebnis kommen, dass man, ob-
wohl eine solche Analyse richtig ist, militärisch so
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entscheiden muss. Es ist aber gegenüber unserer Bevöl-
kerung unredlich, dieses gravierende Argument einfach
zu übergehen. 

(Beifall bei der LINKEN)

Deshalb wiederhole ich, dass ich mich hier nicht nur auf
Herrn Beckstein oder auf die Sicherheitsdienste in
Deutschland stützen möchte, sondern dass es auch meine
Auffassung ist – dies sage ich jetzt in dieser Debatte –,
dass dieses Engagement die Anschlagsgefahr in
Deutschland erhöht. 

(Beifall bei der LINKEN)

Die Bundeskanzlerin und andere haben darauf hinge-
wiesen, dass wir in dieser Frage nicht neutral seien. Es
hörte sich so an, als sei dies gerade eine Begründung für
unsere Entscheidung. Ich habe mit dieser Aussage er-
hebliche Probleme, denn sie ist dazu geeignet, dass wir
falsche Entscheidungen treffen. Ich bin vielmehr der
Auffassung, dass wir neutral sein müssen, und zwar
wenn es um die Wertegebundenheit geht, die Sie hier an-
gesprochen haben. Um die Tragweite dessen deutlich zu
machen, will ich hier den Führer der christlichen Oppo-
sition im Libanon, General Aoun, zitieren – ich zitiere
nicht wörtlich; das war in der „Frankfurter Allgemeinen
Zeitung“ nachzulesen –, der sagte: Wir verstehen nicht,
dass die Vereinten Nationen die Entführung von zwei is-
raelischen Soldaten als terroristischen Akt verurteilen,
während sie das Bombardieren unseres ganzen Landes,
wobei über 1 000 Zivilisten umgekommen sind, nicht als
terroristischen Akt verurteilen. 

(Beifall bei der LINKEN)

Die Kritik des Führers der christlichen Opposition an
der Entscheidung der Vereinten Nationen ist für jeden,
der in der Wertegebundenheit zum Beispiel zu dem Er-
gebnis kommt, dass jedes menschliche Leben einen Wert
an sich darstellt und dass man die Kampfhandlungen der
einen Seite nicht mit den Kampfhandlungen der anderen
Seite rechtfertigen kann, völlig gerechtfertigt. Ich bin der
Meinung, dass dieser Hinweis des Führers der christli-
chen Opposition aufgegriffen werden muss.

Ich möchte das noch deutlicher machen, indem ich
Alfred Grosser, einen französisch-deutschen Intellek-
tuellen, zitiere, der kürzlich sagte: Wir werden auf die
Art und Weise, wie wir bisher Politik betreiben, im Na-
hen Osten nicht weiterkommen, weil diese Politik zu ei-
ner Demütigung der arabischen Welt führt. 

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist nach wie vor der Fall. Sie sind stolz darauf,
dass Sie nicht neutral sind. Sie wollen dazu beitragen,
dass keine Waffen an die Hisbollah geliefert werden,
während Sie gleichzeitig Waffen an Israel liefern. Das
mag aus Ihrer Sicht begründet sein, aber Sie müssen
nach dem klassischen Grundsatz „Audiatur semper et
altera pars“ – man bedenke auch immer die Argumenta-
tion der anderen Seite – verfahren. Dann kommen Sie zu
dem Ergebnis, dass aus Sicht der arabischen Welt eine
solche Vorgehensweise nicht akzeptabel ist und als De-
mütigung empfunden wird. 

(Beifall bei der LINKEN)

Ich bitte Sie, über den Rat von Alfred Grosser nachzu-
denken.

Wir lehnen diesen Einsatz auch deshalb ab, weil Sie
sich nach wie vor konstant weigern, zu sagen, was Sie
unter Terrorismus verstehen. Der Kollege Struck – ich
sehe ihn im Moment nicht – erregte sich in der Haus-
haltsdebatte darüber, dass ich ihn aufgefordert habe
– übrigens auch die Kanzlerin –, endlich zu sagen, was
man unter Terrorismus verstehe. Er verwandte in diesem
Zusammenhang das Wort „beschämend“; der Außen-
minister sprach von „unerträglich“. Ich will jetzt nicht
sagen, ob es in meinen Augen beschämend oder uner-
träglich ist, dass die Regierung und die Mehrheit des
Parlaments nicht in der Lage sind, zu sagen, was sie un-
ter Terrorismus verstehen. Nur so viel: Solange man das
nicht kann, ist man nicht in der Lage, irgendwie rational
gegen den Terrorismus auf dieser Welt vorzugehen. Das
ist völlig ausgeschlossen.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Kollege Weisskirchen hat an das Völkerrecht er-
innert. Natürlich müssen wir das Völkerrecht beachten.
Dafür hatte ich plädiert. Das Völkerrecht kann man auf
der Welt aber nur durchsetzen, wenn man es selbst
beachtet. Deshalb möchte ich hier den Satz „Im Nahen
Osten ruhen die Waffen“ aufgreifen und daran erinnern,
dass wir nach wie vor am Irakkrieg beteiligt sind, der
nach der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts
völkerrechtswidrig ist. 

(Beifall bei der LINKEN)

Es hat keinen Sinn, das – wie andere Feststellungen
auch – einfach auszuklammern und zu übergehen, weil
es einem nicht passt. Dieser Krieg ist völkerrechtswidrig
und wir sind an ihm durch die Gewährung der Nutzung
von Flugplätzen sowie die Gewährung von Überflug-
rechten und sonstigen Hilfen an eine der Krieg führen-
den Parteien beteiligt. Das Bundesverwaltungsgericht
hat Recht. Die Mehrheit dieses Hauses ist völlig im Un-
recht, wenn sie ein solches gravierendes Argument über-
geht.

(Beifall bei der LINKEN)

Letzter Punkt zu dem Satz, im Nahen Osten schwei-
gen die Waffen.

(Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Im Libanon schweigen die Waf-
fen!)

Es gibt einen untrennbaren Zusammenhang zwischen
den Auseinandersetzungen im Libanon und den Bedro-
hungen, denen der Iran sich durch die ständige Diskus-
sion in den Vereinigten Staaten ausgesetzt sieht. 

(Zuruf von der SPD: Zynisch!)

– Sie nehmen das wohl gar nicht mehr wahr. – Der Iran
sieht sich einer Bedrohung ausgesetzt, weil im Pentagon
Pläne gehandelt werden – sie werden in Amerika veröf-
fentlicht –, den Iran mit Nuklearwaffen anzugreifen.
Dazu haben mehr als 100 Physiker, darunter fünf Nobel-
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preisträger, in einem offenen Brief Stellung genommen.
Sie haben geschrieben, das sei äußerst unverantwortlich.
Sie warnen vor den verhängnisvollen Konsequenzen für
die Sicherheit der Vereinigten Staaten und der gesamten
Welt, wenn solche Pläne erörtert werden.

Man kann doch das alles nicht einfach übergehen.
Deshalb sagte ich eben, Frau Bundeskanzlerin: Ihr Satz
„Im Nahen Osten ruhen die Waffen“ ist typisch für die
Art und Weise, in der diese Entscheidung vorbereitet
worden ist. Die Tatsache, dass Sie sich weigern, die Be-
griffe zu klären, wird eines Tages dazu führen, dass wir
solche Entscheidungen bereuen. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Herr Kollege Lafontaine, kommen Sie bitte zum
Schluss.

Oskar Lafontaine (DIE LINKE): 
Ich komme zum Schluss. 

In einer der ersten Führungsvorschriften des damals
noch jungen Heeres Bundeswehr stand als Geleit zum
Kapitel „Führung“ das Dichterwort: „Nur wer klare Be-
griffe hat, kann befehlen.“ Über dieses Wort sollten Sie
einmal nachdenken. 

(Anhaltender Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Das Wort hat jetzt der Kollege Jürgen Trittin vom
Bündnis 90/Die Grünen. 

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lassen

Sie mich es verdeutlichen: Wir reden hier nicht über eine
Teilnahme am Irakkrieg. Wir reden darüber, ob sich
Deutschland an einem kriegsbeendenden UN-Einsatz
beteiligt, über nichts anderes. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU)

Lieber Kollege Bisky – ich gehe bewusst auf Sie
ein –, wir sind in einem Punkt einer Meinung. Deshalb
brauchen wir nicht zur Rabulistik zu greifen und darüber
zu streiten, ob der Libanon Teil des Nahen Ostens ist
oder nicht. Wir sind uns einig, dass dieser Krieg zwi-
schen Israel und Libanon zu lange gedauert hat. Ich habe
oft die Frage gestellt: Was wäre eigentlich passiert, wenn
man sich schon am 16. Juli beim Gipfel der G 8 den Vor-
schlag eines sofortigen Waffenstillstandes von Kofi
Annan zu Eigen gemacht hätte? Es würden mehr Men-
schen leben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wenn man es für richtig hält, dies an dieser Stelle zu er-
wähnen, dann müsste man, um der Wahrheit Genüge zu
tun, auch erwähnen, warum dieser Krieg in einen Waf-
fenstillstand überführt werden konnte. Nämlich deshalb,
weil 18 Nationen gesagt haben: Wir sind bereit, diesen
fragilen Waffenstillstand mit eigenen Soldaten abzusi-

chern. Das war der Grund, weswegen es jetzt einen Waf-
fenstillstand im Libanon und im Konflikt zwischen Liba-
non und Israel gibt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU)

Darum geht es im Kern auch beim Mandat der Ver-
einten Nationen. Da mag man Fragen haben und da
mag es Unzulänglichkeiten geben. Das stimmt. Jeder,
der sich mit diesem Prozess beschäftigt, weiß, welche
Probleme in diesem Mandat und den Einsatzregeln, die
wir alle studiert haben, stecken. Es muss aber doch auch
die Frage erlaubt sein: Hätte man warten sollen, bis es
ein perfektes Mandat gegeben hätte? Man hätte nicht
warten dürfen, weil das die Verlängerung des Krieges
bedeutet hätte. Deswegen ist das Mandat richtig, das zu
diesem Zeitpunkt gekommen ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU)

Sie, Herr Westerwelle, haben hier gesagt, Sie wollten
nicht das UN-Mandat, sondern die deutsche Beteili-
gung diskutieren. Die Argumente aber, die Sie gebracht
haben, sowohl in Ihrer Stellungnahme nach Unterrich-
tung durch die Bundeskanzlerin als auch in den drei Ko-
lumnen der „Bild“-Zeitung, bewegten sich alle auf die-
ser Ebene, auf der Sie sich auch bei Ihrer Rede hier
bewegten, nämlich: Was passiert, wenn die Konfliktpar-
teien, übrigens unter Einschluss Syriens, unter Ein-
schluss Libanons, unter Einschluss Israels, ihre Ver-
pflichtungen, die sie mit ihrer Zustimmung zu dem UN-
Mandat eingegangen sind, verletzen oder nicht einhal-
ten? Das sind schwerwiegende Fragen, über die man dis-
kutieren muss. Nur, meine Damen und Herren, das Ar-
gument, dass UNIFIL unter Umständen auch scheitern
kann – darüber muss man sich im Klaren sein –, ist ernst
zu nehmen, aber es ist kein Argument gegen eine deut-
sche Beteiligung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD)

Dieses Argument „Was passiert, wenn die Mission
scheitert?“ gilt auch für die 1 000 Chinesen, die künftig
im Libanon die Spezialaufgabe wahrnehmen, Minen zu
räumen und die Folgen von Streubomben zu beseitigen.
Dieses Argument gilt auch für die 1 000 türkischen Sol-
daten, die sich an diesem Friedenseinsatz beteiligen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dieses Argument gilt auch – das sage ich jetzt mit Blick
auf Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Links-
partei – für die 3 000 italienischen Soldaten, die von ei-
ner Mitte-links-Regierung mit Unterstützung durch die
Rifondazione Comunista in diesen Einsatz geschickt
worden sind. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU)
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Stehlen Sie sich doch nicht davon! Ich finde, die italieni-
sche Regierung muss an dieser Stelle gelobt werden. Sie
verhält sich verantwortungsbewusst, sie demonstriert,
was Linkssein heißt, nämlich nicht, sich auf Herrn
Beckstein zu berufen, sondern sich international für den
Frieden zu engagieren.

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und bei der SPD – Heiterkeit
bei der CDU/CSU)

Wenn es um einen friedenserhaltenden UN-Einsatz
geht, sollten wir auch vermeiden, die so genannte militä-
rische Lösung und die politische Lösung ständig gegen-
einander zu stellen. Wer sich den Konflikt im Nahen Os-
ten anschaut, der muss doch zu dem Ergebnis kommen:
Es gibt keine Friedenslösung und keine Verhandlungs-
lösung, wenn man diesen fragilen Waffenstillstand nicht
absichert. Auf der anderen Seite gilt auch: Diese UN-
Mission ist keine ungefährliche Mission. Ich werde da-
her denjenigen, die sich heute anders entscheiden, mei-
nen Respekt nicht verweigern. 

Aber wir haben hier eine Verantwortung. UNIFIL ist
ein sehr altes Mandat. In der Vergangenheit sind über
200 Blauhelmsoldaten ums Leben gekommen. Hier geht
es nicht um eine schlanke Entscheidung. Niemand, egal
wie er sich entscheidet, macht es sich an dieser Stelle
einfach; jeder prüft intensiv sein Gewissen. Aber es ist
eben auch richtig, dass der Erfolg dieser Mission davon
abhängt, ob das Fenster für die Lösung dieser Krise
wirklich genutzt wird. Denn es ist offenbar, dass es für
den Konflikt zwischen Israelis und Palästinensern, für
den Konflikt zwischen Israel und Libanon und für den
Konflikt zwischen Israel und Syrien keine militärische
Lösung, sondern nur eine politische Lösung gibt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir entscheiden heute über ein Mandat für ein Jahr.
Wir alle wissen, dass wir vor der nächsten Sommerpause
in diesem Haus darüber erneut entscheiden müssen. Ich
sage auch an Ihre Adresse, Frau Bundeskanzlerin
Merkel: Es wird entscheidend davon abhängen, ob Sie
als Ratspräsidentin der Europäischen Union im ersten
Halbjahr des nächsten Jahres nachvollziehbare Schritte
hin zu einem Friedensprozess einleiten können. Wir
wünschen Ihnen dazu gutes Gelingen.

Aber wir sagen auch im Interesse der Soldatinnen und
Soldaten, die in diesen Einsatz geschickt werden: Es
wird nötig sein, die Risiken dieses Einsatzes zu minimie-
ren, die sich beispielsweise aus einer Weigerung, die
Rolle des Nahostquartetts anzuerkennen, ergeben, und
zu einer politischen Lösung zu kommen. Dafür wün-
schen wir Ihnen eine gute Hand. Das wird auch der Maß-
stab sein, an dem wir künftig diesen Einsatz messen wer-
den.

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Das Wort hat jetzt die Kollegin Ulrike Merten von der
SPD-Fraktion.

Ulrike Merten (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten

Damen und Herren! Wir beraten heute abschließend
über die Beteiligung der Bundeswehr an der UN-Mis-
sion UNIFIL im Libanon. Die Debatte gestern und auch
heute hat gezeigt, dass eine solche Beratung – ganz ab-
gesehen davon, dass es sich um einen besonderen histo-
rischen Gegenstand handelt – nie zur Routine für dieses
Parlament wird. Es ist wichtig, in der Öffentlichkeit
noch einmal deutlich zu machen, dass wir jeden einzel-
nen Einsatz mit großer Sorgfalt diskutieren, bevor wir
darüber beschließen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Es ist mehrfach darauf hingewiesen worden, dass der
Waffenstillstand, der seit dem 14. August errungen
wurde, ein erster wichtiger Schritt ist. Jetzt muss er ab-
gesichert werden. Die Europäische Gemeinschaft hat an
der schnellen Verabschiedung der UN-Resolution wie an
der zügigen und effizienten Ausgestaltung des Mandats,
des Operationsplanes und der Einsatzregeln einen sehr
großen Anteil. Darüber hinaus wird sie sich an der
Truppe mit einer Gesamtstärke von 15 000 Soldaten mit
7 000 Soldaten beteiligen. Dies ist ein wichtiges Signal;
denn es zeigt, dass die Europäer bereit sind, UN-Man-
date zu unterstützen. Wir können nicht – das ist in der
Vergangenheit immer wieder geschehen – auf der einen
Seite lamentieren und beklagen, wie wenig wirksam und
durchsetzungsfähig UN-Missionen sind, wenn wir nicht
auf der anderen Seite bereit sind, uns mit einem ent-
scheidenden Beitrag daran zu beteiligen. 

Das Mandat gewährleistet auch, dass die Welt, anders
als es in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten der
Fall gewesen ist, sehr genau hinsehen wird, was in dieser
Region passiert, und sich nicht mehr heraushalten kann.
Indem wir in diesen militärischen Prozess eingebunden
sind, sind wir aus meiner Sicht auch zwangsläufig in den
politischen Prozess, der jetzt verstärkt werden muss, ein-
gebunden.

Wenn die Mehrheit des Bundestages dem Antrag der
Bundesregierung heute folgt, wird sich Deutschland an
diesem robusten Friedenseinsatz im Nahen Osten beteili-
gen. Es hat im Vorfeld dieser Entscheidung erhebliche
Zweifel daran gegeben, ob unsere besondere historische
Rolle, unsere Verantwortung dies zulässt. Wir haben im
Verteidigungsausschuss lange und mit großer Nachdenk-
lichkeit darüber debattiert. Eine Bedingung, die sehr
frühzeitig geäußert worden ist, war, dass die israelische
Regierung diesem Einsatz zustimme. Nachdem nicht nur
dies der Fall war, sondern die ausdrückliche Bitte, zu
helfen, an Deutschland gerichtet worden ist, war meines
Erachtens der Weg für ein deutsches Engagement frei. 

Deutschland genießt auf beiden Seiten hohes Anse-
hen und Vertrauen. Wir mussten natürlich die Frage be-
antworten: Stellen wir uns unserer Verantwortung, in-
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dem wir uns militärisch an einem Einsatz beteiligen,
oder glauben wir, in dieser Region nur dann weiter als
glaubwürdiger Makler gelten zu können, wenn wir uns
ausschließlich auf politische und diplomatische Instru-
mente stützen? Nachdem auch der Libanon ausdrücklich
darum gebeten hat, seine Küstengewässer in enger
Kooperation mit ihm militärisch zu sichern und Waffen-
schmuggel zu unterbinden, und explizit die Bitte an
Deutschland herangetragen hat, hier zu helfen, ist ein
weiteres Argument hinzugekommen, unsere Verantwor-
tung auch in Form einer militärischen Komponente
wahrzunehmen. 

Nachdem die Bundesregierung sich zu einem mariti-
men Beitrag entschlossen hatte, konnte sich die libanesi-
sche Regierung aus innenpolitischen Gründen lange
nicht dazu durchringen, an die Vereinten Nationen An-
forderungen zur seeseitigen Sicherung zu richten. Die
Einwände und Bedingungen, die der Libanon in den Ver-
handlungen über die Einsatzregeln vorbrachte, ließen
vergleichsweise lange offen, ob diese und damit das
Mandat so effektiv und durchsetzungsfähig sein würden,
dass die Voraussetzungen für einen Erfolg dieser militä-
rischen Friedensmission gegeben seien. 

Ich bin außerordentlich erleichtert darüber, dass es in
den letzten Wochen gelungen ist, auf bestimmte Min-
deststandards nicht nur zu bestehen, sondern sie auch
durchzusetzen und damit die Effektivität und Wirksam-
keit der Mission auch zu gewährleisten. Dies ist aus mei-
ner Sicht mehr als eine lediglich semantische Verständi-
gung. Hier geht es um den Nachweis darüber, dass der
Beitrag, den wir leisten, mehr als ein symbolischer sein
wird.

Wir haben lange mit großer Nachdenklichkeit und
auch leidenschaftlich über diesen Einsatz debattiert.
Wenn wir ihn heute beschließen, gehört zur Seriosität
dazu, darüber zu reden, wie die Bundeswehr diesen wei-
teren Auslandseinsatz bewerkstelligen kann. Der Einsatz
im Libanon ist der zweite Auslandseinsatz der Bundes-
wehr in diesem Jahr, der zu Jahresbeginn noch nicht ab-
zusehen war. Entsprechend konnten weder er noch der
EU-Einsatz im Kongo im Verteidigungsetat des Jahres
2006 eingeplant werden. 

Parallel wurde kein laufender Einsatz beendet. Umso
wichtiger ist die Verlässlichkeit eines Satzes in der Koa-
litionsvereinbarung, auf den der Bundesverteidigungs-
minister dankenswerterweise hingewiesen hat. Danach
wird die Bundesregierung dafür Sorge tragen, dass der
Bundeswehr die dafür notwendigen Ressourcen zur Ver-
fügung stehen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Effizienz und Schutz unserer Soldaten sind die Deter-
minanten für den Erfolg und die zeitliche Berechenbar-
keit unseres militärischen Engagements. Auch dieser
Bundeswehreinsatz birgt Gefahren; das wissen wir.
Auch dieses Mal ist es unsere Aufgabe, die Risiken mit-
zubedenken und sie durch gut ausgebildete und ausge-
rüstete Streitkräfte sowie durchsetzungsfähige Einsatzre-
geln zu begrenzen. Die Marine fühlt sich für die
Erfüllung ihres Auftrages gut gewappnet. Aber sie war-

tet – ich glaube, zu Recht – auf eine breite Zustimmung
des Parlaments zu diesem Auftrag.

Im Falle der mehrheitlichen Zustimmung hier im
Bundestag werden sich die Marineeinheiten morgen auf
den Weg in den Libanon begeben.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Kommen Sie bitte zum Schluss, Frau Kollegin.

Ulrike Merten (SPD): 
Ich wünsche ihnen und den anderen betroffenen Sol-

daten alles Gute bei der Erfüllung ihrer Aufgaben.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Das Wort hat jetzt der Kollege Dr. Karl Lamers von
der CDU/CSU-Fraktion.

Dr. Karl Lamers (Heidelberg) (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Auch Deutschland muss seinen Beitrag leisten zu
mehr Stabilität und Frieden im Nahen Osten. Wir dürfen
hier nicht abseits stehen. 

Ich bin zutiefst überzeugt, dass auch die Beteiligung
deutscher Streitkräfte an dieser Friedensmission, zusam-
men mit vielen europäischen Partnern, eine entschei-
dende Voraussetzung für eine politische Lösung des
Libanonkonflikts insgesamt ist. Es war ein Krieg mit
1 200 Toten. Wir haben jetzt eine fragile Waffenruhe.
Was wir brauchen, ist ein militärisch stabiler Waffenstill-
stand als Ausgangspunkt für einen echten Friedenspro-
zess. 

Wir Deutsche haben ein eigenes Interesse an einem
dauerhaften Frieden im Nahen Osten; denn das ist Nach-
barschaft. Die Frage ist: Wie kann, wie muss ein deut-
scher Beitrag aussehen? 

Die FDP hat in den letzten Wochen verlangt, statt der
Beteiligung an einem Militäreinsatz sich allein auf di-
plomatische Verhandlungen zu beschränken. Ich bin
überzeugt, dass man sich mit dem Hinweis auf Diploma-
tie allein hier nicht einfach militärisch heraushalten und
wegducken kann. Das ist für mich keine Außenpolitik.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Politisch gehandelt und diplomatisch erfolgreich ver-
handelt haben Sie, Frau Bundeskanzlerin und Herr Bun-
desaußenminister, in den zurückliegenden Wochen, mit
Israel und mit dem Libanon. Damit haben Sie die Waf-
fenruhe entscheidend mit auf den Weg gebracht. Res-
pekt!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Wer in der internationalen Diplomatie Friedenspolitik
aktiv mitgestalten will, der muss, so meine ich, auch
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bereit sein, bei einer internationalen militärischen Frie-
densmission der UNO mitzumachen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Denn nur wenn die Waffen auch künftig schweigen und
nicht neue hineingeschmuggelt werden, hat Diplomatie
eine echte Chance.

Ich frage Sie: Können wir uns hier der Verantwortung
verweigern? Natürlich ist Verantwortung eine Bürde.
Aber wollen wir die Bürde auf die Schultern unserer
Freunde und Verbündeten abladen? Solidarität der
NATO und im europäischen Rahmen ist für mich etwas
anderes. Die europäische Verantwortung ist nicht teilbar.
Die Zeit der Scheckbuchdiplomatie ist vorbei. Friede, so
sagt Immanuel Kant, muss gestiftet werden, er kommt
nicht von selbst.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Hier und heute geht es um einen Friedenseinsatz. Mi-
litärische Einsätze sind nie populär. Wir sind aber nicht
in diesen Deutschen Bundestag gewählt worden, um Po-
puläres zu tun, sondern dazu, Richtiges zu tun. Deswe-
gen sind wir heute hier. Wir wollen unseren Mitmen-
schen erklären, worum es bei diesem Einsatz geht,
nämlich darum, zu mehr Stabilität und in letzter Konse-
quenz zu einem echten Friedensprozess im Nahen Osten
zu kommen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Erst dieser militärische Friedenseinsatz gibt der Diplo-
matie Raum und Entfaltungsmöglichkeiten. 

Kann Deutschland trotz seiner historischen Verpflich-
tung an einem solchen Einsatz teilnehmen? Fakt ist, dass
sowohl der israelische Ministerpräsident Ehud Olmert
wie auch die Außenministerin Zipi Livni diesen Beitrag
ausdrücklich gewünscht haben. Das muss man doch ein-
mal zur Kenntnis nehmen. Hat nicht die Bundeskanzlerin
mit großem politischen Fingerspitzengefühl Deutschland
in dieser Friedensmission dadurch richtig positioniert,
dass sie die Entsendung von Bodentruppen ablehnt, was
die Verbündeten verstehen, aber einen effektiven Einsatz
der Marine vorschlägt, was unsere Verbündeten erwar-
ten. Herr Gerhardt, das Mandat ist nicht zu schmal, es ist
exakt richtig!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Zu verhindern, dass erneut Raketen der Hisbollah auf is-
raelischem Territorium einschlagen, das ist für mich ein
echter Beitrag zum Frieden.

Nicht nur Israel will, dass Deutschland mitmacht,
sondern auch der Libanon. Gerade darin liegt die
Chance, unsere von allen Staaten der Region geschätzte
Mittlerposition zu bewahren. Dadurch stärken wir den
Respekt, den uns die Staatengemeinschaft heute entge-
genbringt; wir schwächen ihn nicht. Geht es für Israel
letztlich um seine Existenz, so geht es für den Libanon
um die Wiedergewinnung seiner innerstaatlichen Souve-

ränität gegenüber der Hisbollah-Miliz und um den Wie-
deraufbau des Landes. 

Fazit: Unsere besondere Verantwortung aus der Ge-
schichte heraus zwingt uns nicht zum Heraushalten, son-
dern zum verantwortlichen Mitmachen. Das ist unsere
Position.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Mit unserem Beschluss entsenden wir heute eine ef-
fektive maritime Taskforce zum gemeinsamen Einsatz
mit unseren Verbündeten in das Seegebiet des Libanon.
Können wir, so fragen wir uns alle, substanziell wirklich
etwas erreichen und bewirken? Ich meine: Ja. Die Ein-
satzregeln sind jetzt klar. Das heißt, das Mandat ist
robust: keine Chance zum Waffenschmuggel in einer
künstlichen Sechs-Meilen-Zone; kein Vetorecht für mit-
fahrende libanesische Offiziere; Aufbringen verdächti-
ger Schiffe auch gegen den Widerstand des Kapitäns.
Wir brechen also nicht als zahnloser Tiger oder bloßer
Zuschauer zu einer lustigen Kreuzfahrt auf. Nein, wir
haben die Chance, das Seegebiet effizient zu kontrollie-
ren und Waffenschmuggel in die Hände der Hisbollah zu
verhindern.

Zu Recht weist Bundesverteidigungsminister Jung
darauf hin, dass ein solcher Einsatz gefährlich werden
kann. Das ist klar. Es ist aber auch klar, warum wir die-
ses Risiko trotzdem eingehen: für mehr Stabilität, für
mehr Frieden im Nahen Osten und damit für uns alle. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne 
Kastner)

Für unsere Soldaten ist eine breite Unterstützung im
Parlament ausgesprochen wichtig. Deswegen bitte ich
jeden Einzelnen, sich seine Entscheidung zu überlegen.
Mit Blick auf Herrn Gysi, Herrn Lafontaine und Herrn
Bisky sage ich: Ich befürchte, dass ein erkleckliches
Maß an Ignoranz gegenüber der Realität und mangelnde
Bereitschaft zur Übernahme internationaler Verantwor-
tung sie daran hindern. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Zur FDP gewandt, möchte ich sagen: Folgen Sie den
nachdenklichen Überlegungen Ihres Mitglieds und frü-
heren Außenministers Klaus Kinkel, der sorgenvoll ein
Mittun anmahnt!

(Dr. Wolfgang Schäuble, Bundesminister: 
Guter Mann!)

Ich komme zum Schluss. Für diesen maritimen Ein-
satz sind unsere Soldaten bestens gerüstet. Aber solche
Einsätze kosten auch richtig Geld. Geiz wäre lebensge-
fährlich. Angesichts der neuen Herausforderungen in
Afghanistan, im Kongo und jetzt auch im Libanon muss
uns allen klar sein, dass der Verteidigungshaushalt die
zusätzlichen finanziellen Belastungen, die sich aus die-
sen Veränderungen ergeben, nicht allein tragen kann.

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 

Herr Kollege, Sie müssen wirklich zum Schluss kom-
men.
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Dr. Karl Lamers (Heidelberg) (CDU/CSU): 
Wir brauchen neue Finanzierungsformen aus dem Ge-

samthaushalt.

Wir stimmen diesem Antrag zu. Ich möchte schließen
mit einem Satz von Aristide Briand, der gesagt hat:

Der Friede erfordert unentwegten, zähen, dauern-
den Dienst, er verlangt Ausdauer, erlaubt keinen
Zweifel.

Ich danke.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 

Das Wort hat der Kollege Rolf Kramer, SPD-Frak-
tion.

Rolf Kramer (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir debattie-
ren heute nicht über einen normalen Einsatz der Bundes-
wehr, sondern über einen möglichen Einsatz im Nahen
Osten, also in einer Region, in der seit Jahrzehnten ein
Konfliktherd vorhanden ist, der für viele Auseinander-
setzungen auf diesem Globus konstitutiv ist. 

Wir haben schon einige Beiträge zur Verantwortung
aus unserer Geschichte gehört. Wir alle wissen: Es gibt
honorige und begründbare Argumente aus der Ge-
schichte sowohl für als auch gegen einen Einsatz. Ich
meine: Wir sollten uns deshalb auf die Tradition der
Auslandseinsätze der Bundeswehr besinnen und sie zur
Grundlage unserer Entscheidung machen. Die Bundes-
wehr wird nur eingesetzt, wenn es ein Mandat der Ver-
einten Nationen oder einer vergleichbaren übernationa-
len Organisation gibt. Dies ist mit der Resolution 1701
gegeben. Alle betroffenen Länder haben dieser Resolu-
tion zugestimmt. Das ist der eigentlich wichtige Punkt.
Wenn wir uns dafür entscheiden, dann geschieht dies mit
Zustimmung aller Betroffenen.

Deutschland und Europa stehen hier in einer ganz
besonderen Verantwortung. Denn wir haben in den letz-
ten Wochen mit dafür gesorgt – ganz besonders unser
Außenminister, Frank-Walter Steinmeier –, dass es im
Nahen Osten zu einem Waffenstillstand gekommen ist,
der zurzeit zwar fragil ist, aber immer noch hält. Deshalb
muss diesem Schritt ein weiterer Schritt folgen. Das En-
gagement der Bundeswehr und Deutschlands ist eine
konsequente Fortsetzung unserer Friedensbemühungen
im Nahen Osten. Vielfach wird beklagt, dass die Ent-
wicklung in den letzten Wochen zu zögerlich und zu
zaghaft gewesen sei. Ich finde es nur sachgerecht und
richtig, dass die Bundesregierung mit den Vereinten Na-
tionen, mit Israel und mit dem Libanon jetzt Regeln für
den Einsatz gefunden hat, die der Aufgabe angemessen
sind.

Die Bundeswehr beweist bei allen Einsätzen jeden
Tag aufs Neue, dass sie die ihr gestellten Aufgaben her-
vorragend löst. Es handelt sich immer um Aufgaben, die

der Entwicklung und Erhaltung des Friedens in der je-
weiligen Region dienen. Ich bin überzeugt, dass das
auch in diesem Fall so sein wird. 

Da es um die seeseitige Absicherung des Libanon
geht, hat die Bundesmarine die Hauptlast dieser Mis-
sion zu tragen. Dass die Soldatinnen und Soldaten der
Bundeswehr dieses Metier beherrschen, zeigen sie bei-
spielsweise seit Jahren am Horn von Afrika. Die Über-
wachung des Schiffsverkehrs, die Kontrolle von Ladung
und die Unterbindung des Seeschmuggels ist dort die
Hauptaufgabe. Darin ist die Marine seit Jahren geübt.
Viele tausend Soldatinnen und Soldaten haben inzwi-
schen an diesen Einsätzen teilgenommen.

Es gibt bei diesem Mandat freilich einen erheblichen
Unterschied: Eine Kontrolle auch gegen den Willen der
Schiffsführung wird möglich sein. Dieses Mandat ist
notwendigerweise robust; aber es ist kein offensives
Kampfmandat. Wir schicken die Soldatinnen und Solda-
ten nicht in einen Kampfeinsatz, sondern sie haben die
Aufgabe, den Waffenschmuggel zu unterbinden und die
Souveränität des Libanon zu unterstützen und zu för-
dern. Sie haben die Aufgabe, der Politik die Möglichkeit
zu eröffnen, eine friedliche Lösung der Probleme im Na-
hen Osten zu finden. Aller Erfahrung nach wird bereits
die Anwesenheit der internationalen Truppen eine Beru-
higung der Lage befördern. Wir sind davon überzeugt,
dass allein schon die Eindämmung von Gewalt und der
Einhalt von Tod und Zerstörung diesen Einsatz rechtfer-
tigen. 

Aber es darf überhaupt kein Zweifel auftreten: Immer
wenn der Bundestag auf Antrag der Regierung einem
Auslandseinsatz zustimmt, ist es für die Soldatinnen und
Soldaten gefährlich. Es gibt keinen per se ungefährli-
chen Auslandseinsatz. Und es muss auch ausgesprochen
werden: Dieser Einsatz wird zu den gefährlicheren gehö-
ren. Es wird ein Einsatz sein, der mit großer Wahrschein-
lichkeit nicht nach einem Jahr beendet sein wird. 

Aus vielerlei Gründen ist dies für Deutschland und
für die Bundeswehr eine bisher so nicht da gewesene
Herausforderung. Deshalb dürfen die Soldatinnen und
Soldaten nur bestmöglich ausgebildet, ausgestattet und
so gesichert wie nur möglich in den Einsatz geschickt
werden. Dieser Verantwortung müssen wir uns stellen.
Ich bin überzeugt, dass die Regierung und die Bundes-
wehrführung dieser Verantwortung ebenfalls gerecht
werden. Nach Abwägung aller Argumente ist eine Zu-
stimmung zum Antrag der Bundesregierung aus meiner
Sicht zu verantworten. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 

Nächster Redner ist der Kollege Dr. Christian Ruck,
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
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Dr. Christian Ruck (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Am Ende zweier intensiver Debatten über den Libanon-
einsatz ist deutlich geworden, dass die überwältigende
Mehrheit in unserer Beteiligung an UNIFIL zu Recht ei-
nen wichtigen Beitrag nicht nur zum Schutz des Libanon
und seiner Integrität, sondern auch zur Stabilisierung ei-
ner höchst instabilen Region als Ganzes sieht. 

Der Schritt, den wir hier tun, wird von der israeli-
schen, aber auch von der arabischen Seite begrüßt. Für
uns ist er sicher in mancherlei Hinsicht ein Opfer; wir
haben darüber ausführlich und im Detail diskutiert. Ich
verstehe die Besorgnis von manchen, auch draußen, wir
könnten in die Gefahren einer hoch komplizierten und
mit politischen Tretminen und Irrationalitäten bespick-
ten Region hineingezogen werden. Aber es ist auch deut-
lich geworden, dass wir als Deutsche und Europäer in
Wahrheit schon längst, seit Jahren, involviert sind und
dass es keinen Konflikt auf der Erde gibt, der uns im All-
tag, auch ökonomisch und sicherheitspolitisch, so tan-
giert wie der Nahostkonflikt. 

Für mich bedeutet unser Beitrag zu UNIFIL auch eine
neue Chance auf Frieden und Sicherheit – nicht nur dort,
sondern auch bei uns, und ich verbinde damit die Hoff-
nung, die geäußert wurde, dass wir mit dem Opfer, das
wir hier bringen, mehr politisches Gewicht für politi-
sche Lösungen in die Waagschale werfen können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es wurde schon
deutlich: Wir Deutsche haben doch etwas einzubringen.
Wir haben ein vertrauensvolles, freundschaftliches Ver-
hältnis zu Israel aufgebaut; aber wir haben auch ein gu-
tes Ansehen in der arabischen Welt. Wir finden mehr
Gehör und mehr Gesprächspartner als manche andere.
Das ist ein Pfund, das wir stärker einbringen wollen. Da
hat unsere Bundeskanzlerin unsere volle Unterstützung.
Wir wollen unsere Fähigkeit vertiefen, die Verbindungen
zwischen den Dialogbereiten auf allen Seiten zu stärken,
und mithelfen, dass die Vernünftigen und Dialogbereiten
in dieser Region den Gang der Dinge bestimmen und
nicht die Radikalen und Hasserfüllten.

Ich freue mich ausdrücklich über die angedachten Ge-
spräche mit Syrien. Ich war, ohne das überbewerten zu
wollen, Anfang Juli einen Tag in Syrien, mit einem sehr
dichten Programm.

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Hört! Hört! 
Sehr gut!)

Ich kann nur eines sagen: Ich habe einige Vorurteile ver-
loren und einiges an Hoffnung gewonnen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Unser Mann
in Damaskus!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es wurde schon ge-
sagt: Der Waffenstillstand und der politische Dialog
schaffen Raum für Friedensgespräche, aber auch für ei-
nen wichtigen Eckpfeiler dauerhafter Sicherheit, näm-
lich für Entwicklungspolitik, für ökonomische Entwick-

lungs- und Aufbauarbeiten. Das sind für mich zwei
Seiten derselben Medaille: Es gibt keine Sicherheit ohne
Entwicklung und keine Entwicklung ohne Sicherheit.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

In diesem Zusammenhang ist es aufschlussreich, sich
noch einmal den Bericht über die Entwicklung in der
arabischen Welt vor Augen zu führen. Es gibt in der
Region gravierende Entwicklungsmängel, eine hohe Ar-
beitslosigkeit, zum Teil eine erdrückende Armut, ein
niedriges Bildungs- und Ausbildungsniveau und auch
eine niedrige ökonomische Wettbewerbsfähigkeit. Das
zusammen mit einem hohen Bevölkerungswachstum
und einer überragend hohen Jugendarbeitslosigkeit er-
gibt ein explosives Gemisch, vor allem angesichts nicht
nur fehlender Entwicklung, sondern auch fehlender Ent-
wicklungsperspektiven. Deswegen ist es richtig und
wichtig, dass wir Aufbauhilfe und Soforthilfe sowie Un-
terstützung bei der Sicherung der Grundbedürfnisse im
Libanon und in Palästina leisten; gerade diese Aufgabe
darf im Moment und in Zukunft nicht den radikalen Isla-
misten überlassen bleiben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Richtig und wichtig ist, dass wir eine neue Offensive
starten und weitere Anstrengungen für eine langfristige
Entwicklungszusammenarbeit in dieser Region, in der
die Situation sehr schwierig ist, unternehmen. Das kön-
nen wir auf verschiedenen Gebieten tun: bei der Unter-
stützung von Wirtschaftsreformen, beim Aufbau einer
effizienten Verwaltung und bei der Durchführung von
politischen Reformen in der arabischen Welt. Mit der
Entwicklung hin zu einem modernen Staat und einer mo-
dernen Wirtschaft in dieser Region verbinden wir die
Hoffnung, dass sich auch die dortigen Gesellschaften
modernisieren, sodass dem Fanatismus und dem Radika-
lismus der Nährboden entzogen wird.

Deswegen bitte ich Sie, nicht nur möglichst geschlos-
sen hinter diesem gefährlichen Einsatz unserer Soldaten
zu stehen, sondern auch ein entwicklungspolitisches
Konzept zu unterstützen, durch das der Frieden in dieser
Region langfristig gesichert wird.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 

Nächste Rednerin ist die Kollegin Gabriele
Groneberg, SPD-Fraktion.

Gabriele Groneberg (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Sehr geehrte Damen und Herren! Den Vorwurf, wir hät-
ten uns mit der Entscheidung über den Libanoneinsatz
nicht intensiv auseinander gesetzt, kann uns wirklich
niemand machen. Seit Wochen haben wir intensiv da-
rüber diskutiert. Noch gestern fanden Ausschusssitzun-
gen statt, in denen alle relevanten Aspekte ausführlich
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beleuchtet wurden. Diese Entscheidung berührt uns alle.
Nicht umsonst ist sie als „historisch“ bezeichnet worden.
Manchmal habe ich allerdings den Eindruck, dass in den
prinzipiellen Diskussionen, die wir geführt haben, ver-
gessen wurde, worum es eigentlich geht bzw. worum es
am Anfang gegangen ist.

Wir alle waren entsetzt und betroffen von der Ent-
wicklung in Nahost seit Anfang Juli dieses Jahres: Bilder
von Trauer und Verzweiflung, von Toten und Verletzten
und von schrecklicher Zerstörung. Wir alle wollten, dass
dieses Leiden beendet wird. Nicht zuletzt dem Einsatz
der Europäer, vor allen Dingen dem der Bundesregie-
rung bzw. des deutschen Außenministers, ist es zu ver-
danken, dass ein Waffenstillstand vereinbart wurde. Die
UN-Resolution 1701 ist die Grundlage für einen Einsatz,
durch den der Krieg dauerhaft beendet und der Weg für
die humanitäre Hilfe und den Wiederaufbau freigemacht
werden soll – Hilfe, welche die Menschen in dieser Re-
gion dringend brauchen.

In der heutigen Debatte ist sehr viel von Verantwor-
tung geredet worden. Es wurde betont, dass wir Deut-
sche eine besondere Verpflichtung und Verantwortung
haben. Sicherlich, das ist klar. Aber wir genießen in die-
ser Region auch ein besonderes Vertrauen. Wir haben
also nicht nur eine besondere Verantwortung, sondern
uns wird von beiden Seiten, der israelischen und der ara-
bischen, auch ein besonderes Vertrauen entgegenge-
bracht. Ich glaube nicht, dass wir das Recht haben, diese
von uns erbetene Unterstützung zu verweigern, eine Un-
terstützung, die die Sicherheit gewährleisten soll, die un-
sere Hilfs- und Durchführungsorganisationen dringend
brauchen, um ihre Arbeit tun zu können.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des 
Abg. Dr. Christian Ruck [CDU/CSU])

Die mit viel persönlichem Einsatz und viel Geld auf-
gebaute Infrastruktur darf nicht wieder durch Kampf-
handlungen zerstört werden. Man darf nicht vergessen:
Das war in den letzten Jahren ein fortlaufender Prozess.
Ich denke, dass diese UN-Mission die Verstärkung, die
sie bald bekommen wird, dringend benötigt, um in der
Region dauerhaften Frieden zu schaffen. 

Die internationale Gemeinschaft bemüht sich auf al-
len Ebenen um den Wiederaufbau des Landes. Auch wir
werden in diesem Rahmen unseren Beitrag leisten. Da-
rüber hinaus werden wir unsere Unterstützung der paläs-
tinensischen Gebiete fortsetzen und intensivieren. Denn
nur dann, wenn zugleich der israelisch-palästinensische
Konflikt gelöst wird, kann auch ein Ende dieses Kon-
flikts herbeigeführt werden; dies gilt sowohl für die is-
raelische Seite als auch – das möchte ich in aller Deut-
lichkeit sagen – für die palästinensische Seite.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Aus persönlicher Erfahrung kenne ich den Nahen und
den Mittleren Osten ganz gut. Seit vielen Jahren be-
obachte ich die politische Entwicklung in dieser Region.
Einen Kritikpunkt müssen wir uns in diesem Zusammen-
hang wirklich gefallen lassen: Wir alle hätten uns in den
vergangenen Jahren auf Grundlage der bereits gefassten
Resolutionen noch viel intensiver um politische bzw. di-

plomatische Lösungen im Nahen Osten bemühen müs-
sen.

(Beifall der Abg. Monika Knoche [DIE 
LINKE])

Wenn denn jetzt die Chance gegeben ist, wenn jetzt die
Tür zu einer dauerhaften Lösung einen kleinen Spaltbreit
geöffnet wird, dürfen wir uns diese Tür nicht selber zu-
schlagen, indem wir uns aus der Verantwortung ziehen
und uns an diesem Einsatz nicht beteiligen. Wir nehmen
unsere Verantwortung bereits wahr, indem wir humani-
täre Nothilfe leisten und indem wir beim Wiederaufbau
der lebensnotwendigen Wasserversorgung und bei der
Bekämpfung der Ölpest helfen. Diese Leistungen wer-
den abgefragt. Wir leisten diese Hilfe und wir leisten sie
gerne. Das darf nicht alles umsonst gewesen sein! Des-
halb müssen die Bemühungen, die dafür nötige Sicher-
heit vor Ort herzustellen, fortgesetzt werden. 

Wir haben – ich sage das ausdrücklich – auch eine
Verantwortung gegenüber unseren Soldaten. Wenn wir
überlegen, uns an einem solchen Einsatz zu beteiligen,
machen wir es uns nicht leicht. Ganz viele von uns sind
persönlich betroffen: dadurch dass sie Mütter, Väter,
Ehemänner, Ehefrauen, Töchter und Söhne bei der Bun-
deswehr haben. Die Entscheidung, die heute getroffen
wird durch diejenigen, die Ja sagen, ist eine ganz beson-
dere. Ich persönlich danke allen Kollegen, die sich dazu
bekennen, die diesem Einsatz zustimmen, gerade wenn
sie selber davon betroffen sind, wenn ihre Kinder einen
solchen Einsatz leisten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 

Letzter Redner in dieser Debatte ist der Kollege
Dr. Sascha Raabe, SPD-Fraktion.

Dr. Sascha Raabe (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte
eingangs auf das zurückkommen, was der Kollege Oskar
Lafontaine hier vorhin gesagt hat. Er hat die Hoffnung
auf Waffenruhe und Frieden infrage gestellt. Er hat trä-
nenreich erklärt, dass der arme iranische Präsident im
Augenblick nachts fast nicht mehr schlafen könne, weil
er von den bösen Vereinten Nationen bedroht werde.
Lieber Herr Kollege Lafontaine, ich habe mehr Angst
davor, dass Präsidenten, die den Holocaust leugnen und
Israel ausradieren möchten, Atomwaffen in die Hände
bekommen. Angst machen mir nicht die Vereinten Na-
tionen, sondern Populisten wie Sie, die so etwas in den
Raum stellen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Dass wir – das hat die Bundesregierung deutlich ge-
macht – auch im Konflikt mit dem Iran auf eine diplo-
matische Lösung setzen, steht doch außer Frage. Der
Vorwurf, dass wir im Libanonkonflikt zuerst an militäri-
sches Eingreifen dächten statt daran, wie wir zivil helfen
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können, ist völliger Unfug. Wir haben sowohl im Nahen
Osten als auch im Kongo – auch gegen diesen Einsatz
haben Sie gestimmt – seit vielen Jahren im Rahmen von
Entwicklungszusammenarbeit und ziviler Hilfe dafür ge-
sorgt, dass Entwicklung möglich ist. Natürlich ist Ent-
wicklung nicht möglich, wenn Menschen abgeschlachtet
werden, wie es im Kongo passiert ist, wo drei, vier Mil-
lionen Menschen sterben mussten, oder wenn wie in
Israel oder im Libanon Raketen einschlagen, Granaten
einschlagen, Menschen zerfetzt werden. Solange so et-
was geschieht, kann ich den Menschen nicht helfen.
Deswegen ist es selbstverständlich und auch richtig, dass
wir im Rahmen der Vereinten Nationen im Kongo gehol-
fen haben, und es ist auch richtig, dass wir im Libanon
für Frieden sorgen – damit Entwicklung möglich wird.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Mit der Forderung, mehr Geld für Entwicklungszu-
sammenarbeit auszugeben, rennen Sie bei mir als Ent-
wicklungspolitiker offene Türen ein. Selbstverständlich:
Weltweit werden 1 000 Milliarden Euro jährlich für
Militär und Rüstung ausgegeben, aber nur 70 Milliar-
den Euro für Entwicklungszusammenarbeit. Von diesen
1 000 Milliarden Euro machen die Friedensmissionen
der Vereinten Nationen aber nur einen relativ kleinen
Betrag aus. Anders ist es zum Beispiel mit dem Krieg im
Irak. Unbestritten, wir waren gegen diesen Krieg. Aber
gerade wenn man will, dass nicht die Vereinigten Staaten
von Amerika sagen, wie die Weltsicherheitspolitik aus-
zusehen hat, sondern dass die Vereinigten Staaten dieser
Erde, die Vereinten Nationen, die Sicherheitspolitik und
Friedenspolitik bestimmen, muss man sich an Einsätzen
beteiligen, die auf dem legitimen Willen der Völker die-
ser Erde beruhen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Unser deutscher Beitrag zum Wiederaufbau des Liba-
non kann sich sehen lassen. Unsere Ministerin
Heidemarie Wieczorek-Zeul hat sich auf der Geberkon-
ferenz dafür eingesetzt, dass international insgesamt
730 Millionen Euro zur Verfügung gestellt werden. Das
Technische Hilfswerk arbeitet dort gerade an der Wie-
derherstellung der Wasserversorgung. Viele zivile Orga-
nisationen arbeiten unter schweren Bedingungen und
sind dankbar dafür, dass sie ihre Arbeit tun können, ohne
dass Granaten einschlagen. Wir sollten an dieser Stelle
einmal unseren Hilfsorganisationen danken, die nicht
– wie Sie – nur reden, sondern vor Ort helfen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Die Blindgänger der Streubomben, die dort zum Ein-
satz kamen und liegen geblieben sind, behindern leider
zum Teil den Wiederaufbau dort. Ich glaube, trotz unse-
res guten, freundschaftlichen Verhältnisses zum Staat Is-
rael war es richtig, dass unsere Ministerin deutliche
Worte gefunden und darauf hingewiesen hat, dass der
Einsatz der Streubomben falsch war. Wir sollten uns in
diesem Hause dafür einsetzen, dass er auf der ganzen
Welt verboten wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Ich glaube aber auch, dass die militärische Auseinan-
dersetzung – so schlimm sie war – und das ganze Leid
zu einem Prozess des Nachdenkens auf allen Seiten ge-
führt haben. Jetzt besteht die Chance, dass wir dort mit
unserem Außenminister und der gesamten Bundesregie-
rung ein umfassendes Friedenskonzept durchsetzen kön-
nen. Ich hoffe sowohl für die Palästinenser und die Liba-
nesen als auch für die Israelis, dass dort bald Frieden
einkehrt und eine Entwicklung genommen wird, in deren
Zuge die Armut überwunden wird und die tatsächlichen
Konfliktursachen bekämpft werden. Der Waffenstill-
stand ist die Voraussetzung dafür. 

Deshalb bitte ich Sie zum Abschluss dieser Debatte
auch im Interesse der ärmsten Menschen dort vor Ort:
Stimmen Sie diesem Einsatz zu, damit Frieden und Ent-
wicklung vorankommen können.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 

Zu einer Kurzintervention gebe ich dem Kollegen
Oskar Lafontaine das Wort.

Oskar Lafontaine (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und

Herren! Ich will den Kollegen Dr. Sascha Raabe nur da-
rauf hinweisen, dass ich nicht von den Vereinten Natio-
nen, sondern von den USA gesprochen habe. Ich sehe da
einen gewissen Unterschied. Ich halte es für wichtig,
dass wir das festhalten.

Ich habe auch nicht von dem iranischen Präsidenten,
sondern vom Iran gesprochen und denke dabei an die
Millionen Menschen, die dort wohnen und sich bedroht
fühlen, wenn sie lesen, dass Atomwaffen gegen sie ein-
gesetzt werden sollen.

(Beifall bei der LINKEN – Jörg van Essen 
[FDP]: Peinlich!)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 

Herr Kollege Raabe, bitte. 

Dr. Sascha Raabe (SPD): 
Herr Kollege Lafontaine, es freut mich, dass auch Sie

den Unterschied zwischen den Vereinten Nationen und
den USA anerkennen.

(Zurufe von der LINKEN: Oh!)

Die Vereinten Nationen haben das Recht, dem Iran, der
ein friedliches und auf die zivile Nutzung angelegtes
Atomprogramm durchführen darf, mit Sanktionen zu
drohen, wenn er nicht darauf verzichtet, zu versuchen,
durch die Urananreicherung auch Atomwaffen zu bauen.
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Wir wollen friedliche und keine militärischen Sank-
tionen. Daran haben wir auch nie einen Zweifel gelas-
sen. Sie konstruieren jetzt eine Bedrohung der iranischen
Bevölkerung durch die Sanktionen der Vereinten Natio-
nen. Die USA sind nicht die Vereinten Nationen, son-
dern nur ein Mitglied der Vereinten Nationen. Wenn
Deutschland die Vereinten Nationen stärken will, dann
muss man bereit sein, sich an den Friedensmissionen der
Vereinten Nationen zu beteiligen, dann darf man sich
nicht außen vor stellen und zu allem Nein sagen.

Abschließend sage ich noch einmal: Herr Lafontaine,
ich habe Angst, dass ein Land, das das Existenzrecht Is-
raels und den Holocaust leugnet, später einmal Atom-
waffen hat. Ich glaube, es ist aller Ehren wert, dass der
iranische Präsident und der eine oder andere im irani-
schen Volk, der dies genauso sieht, durch sanften Druck
der Vereinten Nationen dazu gebracht werden, darüber
nachzudenken, ob das richtig ist. Ich sage: Das ist falsch.
Ich möchte in einer friedlichen Welt leben. Dies wird am
besten ohne Atomwaffen und durch ein Gewaltmonopol
der Vereinten Nationen erreicht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 

Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Auswärtigen Ausschusses auf Druck-
sache 16/2614 zu dem Antrag der Bundesregierung zur
Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der
United Nations Interim Force in Lebanon. Ich weise da-
rauf hin, dass etliche Erklärungen zur Abstimmung nach
§ 31 der Geschäftsordnung vorliegen.1)

Der Ausschuss empfiehlt, den Antrag auf Druck-
sache 16/2572 anzunehmen. Es ist namentliche Abstim-
mung verlangt. Ich weise darauf hin, dass wir unmittel-
bar im Anschluss an die namentliche Abstimmung noch
vier einfache Abstimmungen zu den Entschließungsan-
trägen durchführen. Ich bitte alle Kolleginnen und Kol-
legen, bei der Stimmabgabe sorgfältig darauf zu achten,
dass die Stimmkarten, die sie verwenden, ihren Namen
tragen.

Sind die Plätze an den Urnen alle besetzt? – Das ist
der Fall. Ich eröffne die Abstimmung.

Ist ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine
Stimme noch nicht abgegeben hat? – Das ist nicht der
Fall. Ich schließe die Abstimmung und bitte die Schrift-
führerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung zu
beginnen.

Ich bitte alle Kolleginnen und Kollegen, ihre Plätze
einzunehmen. Wir kommen nun zu den Abstimmungen
über die Beschlussempfehlungen des Auswärtigen Aus-
schusses zu den Entschließungsanträgen zu dem Antrag

der Bundesregierung zur Beteiligung bewaffneter deut-
scher Streitkräfte an dem Einsatz im Libanon.

Zusatzpunkt 1. Entschließungsantrag der Fraktionen
der CDU/CSU und SPD auf Drucksache 16/2611. Der
Auswärtige Ausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 16/2616, den Entschlie-
ßungsantrag anzunehmen. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Gegenprobe! – Enthaltungen? –
Die Beschlussempfehlung ist mit den Stimmen der Ko-
alition bei Gegenstimmen der Opposition angenommen. 

Zusatzpunkt 2. Beschlussempfehlung des Auswärti-
gen Ausschusses auf Drucksache 16/2617 zu dem Ent-
schließungsantrag der Fraktion der FDP. Der Ausschuss
empfiehlt, den Entschließungsantrag auf Drucksache
16/2609 abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschluss-
empfehlung? – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Die Be-
schlussempfehlung ist mit den Stimmen der SPD, des
Bündnisses 90/Die Grünen und der CDU/CSU bei Ge-
genstimmen der Fraktion Die Linke und der FDP ange-
nommen.

Zusatzpunkt 3. Beschlussempfehlung des Auswärtigen
Ausschusses auf Drucksache 16/2618 zu dem Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Die Linke. Der Ausschuss
empfiehlt, den Entschließungsantrag auf Drucksache
16/2605 abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschluss-
empfehlung? – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Die Be-
schlussempfehlung ist mit den Stimmen der SPD, des
Bündnisses 90/Die Grünen und der CDU/CSU und FDP
bei Gegenstimmen der Fraktion Die Linke angenom-
men.

Zusatzpunkt 4. Beschlussempfehlung des Auswärti-
gen Ausschusses auf Drucksache 16/2619 zu dem Ent-
schließungsantrag der Fraktion des Bündnisses 90/Die
Grünen. Der Ausschuss empfiehlt, den Entschließungs-
antrag auf Drucksache 16/2610 abzulehnen. Wer stimmt
für diese Beschlussempfehlung? – Gegenprobe! – Ent-
haltungen? – Die Beschlussempfehlung ist mit den Stim-
men der SPD, der CDU/CSU, der FDP und der Fraktion
Die Linke bei Gegenstimmen des Bündnisses 90/Die
Grünen angenommen.

Bis zum Vorliegen des Ergebnisses der namentlichen
Abstimmung unterbreche ich die Sitzung. 

(Unterbrechung von 11.26 bis 11.30 Uhr)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 

Die unterbrochene Sitzung ist wieder eröffnet. 

Ich gebe das von den Schriftführerinnen und Schrift-
führern ermittelte Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung über die Beschlussempfehlung des Auswärtigen
Ausschusses zu dem Antrag der Bundesregierung auf
Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der
United Nations Interim Force in Lebanon, Drucksa-
chen 16/2572 und 16/2614, bekannt: Abgegebene Stim-
men 599. Mit Ja haben gestimmt 442, mit Nein haben
gestimmt 152, Enthaltungen fünf. Die Beschlussempfeh-
lung ist damit angenommen. 1) Anlagen 2 bis 4
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Bärbel Höhn
Irmingard Schewe-Gerigk

Bis zum Beginn der Fragestunde um 14 Uhr unterbre-
che ich die Sitzung. 

(Unterbrechung: 11.31 bis 14.01 Uhr)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die unterbrochene
Sitzung ist wieder eröffnet.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Fragestunde 

– Drucksache 16/2584 –

Wir beginnen mit dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Technologie.

Die Fragen 1 und 2 der Kollegin Christine Scheel
werden schriftlich beantwortet.

Damit kommen wir zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz. Für die Beantwortung steht der Par-
lamentarische Staatssekretär Dr. Gerd Müller zur Verfü-
gung.

Ich rufe die Frage 3 der Kollegin Bärbel Höhn auf:

Ist aus der Erklärung des Bundesministers für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz, Horst Seehofer, er
habe die Öffentlichkeit über die bayerischen Gammelfleisch-
funde vom 25. August 2006 deshalb erst am 1. Septem-
ber 2006 informiert, weil er erst habe klären lassen, „ob man

es mit einem größeren Geschehen zu tun habe“, der Schluss
zu ziehen, dass die Bundesregierung in anderen Fällen eine
Information der Öffentlichkeit über Funde verdorbener Le-
bensmittel unterlassen hat, die er nicht als „größeres Gesche-
hen“ bewertete, und, wenn ja, um welche Fälle handelte es
sich dabei?

Dr. Gerd Müller, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frau
Höhn, ich beantworte Ihre Frage wie folgt: Die Informa-
tion der Öffentlichkeit ist und war auch in diesem Fall
Aufgabe des Bundeslandes, in dem sich das Geschehen
ereignet hat. Das Bundesland steht hier in der Verpflich-
tung, auch gegenüber der Öffentlichkeit.

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz hat die Öffentlichkeit von
sich aus und ohne formale Zuständigkeit jedoch eben-
falls informiert. Aus der in der Frage erwähnten Erklä-
rung des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz, Horst Seehofer, ist nach Auffas-
sung der Bundesregierung in erster Linie der Schluss zu
ziehen, dass jedwede Information der Öffentlichkeit
durch die zuständigen Behörden natürlich zunächst eine
sorgfältige Aufklärung des zugrunde liegenden Sachver-
halts erfordert. Art und Umfang dieser gebotenen Sach-
verhaltsermittlung richten sich nach den Umständen des


